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Claus Schöndube

Europa — Ende einer Hoffnung?

Von der Krise der Europäischen Gemeinschaft zur Krise der Staaten

Das Ultimatum der Labour-Regierung

Mit der Rede des britischen Außenministers 
Callaghan am 1 . April 1974 1), in der er ulti-
mativ eine Neuverhandlung der britischen 
Beitrittsbedingungen zur Europäischen Ge-
meinschaft forderte und unverhohlen mit einem 
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der 
Gemeinschaft drohte, falls die übrigen Staaten 
die Wünsche seines Landes nicht respektieren 
würden, dürfte der Höhepunkt der gegenwär-
tigen Krise der europäischen Integration er-
reicht sein. Callaghan forderte von seinen acht 
Kollegen im Ministerrat aber nicht nur eine 
Änderung der Agrar- und anderer Politiken 
sowie eine Verringerung des britischen Fi-
nanzbeitrags, sondern er äußerte zugleich 
nachhaltige Zweifel an dem zumindest noch 
gemeinsam proklamierten Ziel des Aufbaues 
der Europäischen Union bis 1980. Er forderte 
die Beibehaltung der Entscheidungsbefugnisse 
über die wesentlichen politischen und ökono-
mischen Fragen durch die britische Regierung 
und das Unterhaus. Damit stellte er sich auch 
in Gegensatz zur französischen Regierung, 
hatte doch der jüngst verstorbene Staatsprä-
sident Georges Pompidou zumindest für die 
Zukunft eine europäische Regierung mit wirk-
lichen Entscheidungsbefugnissen mehrmals 
öffentlich proklamiert, wenn auch in der ge-
genwärtigen Diskussion seine Regierung 
immer wieder die Übertragung von Souve-
ränitätsrechten strikt abgelehnt hatte.
Damit scheint die Europäische Gemeinschaft 
festgefahren und die Krise zum eigentlichen 
System der Gemeinschaft geworden zu sein. 
Nichts geht mehr in Brüssel — das ist die la-
konische, aber treffende Feststellung zur ge-
genwärtigen Situation.

Die Krise begann 1965

Die gegenwärtige Krise ist jedoch nicht neu; 
sie begann bereits 1965/66, als die französische 

Regierung die Politik des leeren Stuhls prakti-
zierte und erst dann ihren Platz im Minister-
rat wieder einnahm, als die übrigen fünf Part-
ner die Wünsche der französischen Regierung 
akzeptiert hatten 2).

1) Wortlaut der Rede in: Agence Europe Nr. 1491 
vom 1./2. 4. 1974.

2) Die Geschichte der europäischen Einigung bis 
zu diesem Zeitpunkt sowie die Ursachen der Krise 
s. Claus Schöndube, Skeptische Gedanken zum 
Europatag 1965, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 18/69.
3) Vgl. etwa: Ziele und Aufgaben für Euratom, 
Bericht von Louis Armand, Franz Etzel und Fran-
cesco Giordani, Beilage zu Bulletin Nr. 93 vom 
21. Mai 1957, Bonn; Ein Problem für Europa: Die 
Energieversorgung, hrsg. von der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Luxemburg 
1958, 58 S.; Untersuchung über die langfristigen 
energiewirtschaftlichen Aussichten der Europä-
ischen Gemeinschaft, hrsg. von der Hohen Behörde 
der EGKS, der Kommission der EWG und der Kom-
mission von Euratom, Luxemburg 1964, 656 S.

Dadurch wurde der vorgesehene weitere 
supranationale Aufbau der Europäischen 
Gemeinschaft blockiert, der vertraglich verein-
barte Übergang zu Mehrheitsentscheidungen 
ausgesetzt und die von der Kommission vor-
geschlagene Eigenfinanzierung der Gemein-

schäft mit der Einräumung echter Haushalts-
befugnisse für das Europäische Parlament zu-
nächst verschoben.

Diese institutionelle Schwächung des Gemein-
schaftssystems geschah zu einer Zeit, als das 
Weltwährungssystem noch voll funktionierte 
und der Dollar noch die unbestrittene Leit-
währung der westlichen Welt war. Von einer 
möglichen Energie- und Rohstoffkrise wurde 
zwar gesprochen, aber kaum ein Politiker 
nah
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m die (durchaus zahlreichen) Warnungen, 
die vor allem von Sachverständigen der Euro-
päischen Gemeinschaften kamen, wirklich 
ernst ).



Auch fand diese Aushöhlung des institutionel-
len Systems zu einem Zeitpunkt statt, in dem 
die Übergangszeit der EWG als der wichtig-
sten der drei Gemeinschaften noch nicht abge-
schlossen war. Der Zollabbau und der gemein-
same Außenzoll waren erst zu zwei Drittel 
durchgeführt und die gemeinsame Agrarpolitik 
noch im Aufbau. Die von der stufenweise 
Errichtung der Zollunion ausgehende stimu-
lierende Wirkung auf die Produktion und den 
Handelsaustausch hatte zu diesem Zeitpunkt 
erst richtig eingesetzt. Der innergemeinschaft-
liche Handel hatte sich von 1960 bis 1965 ver-
doppelt; er sollte sich in den darauffolgenden 
fünf Jahren noch einmal verdoppeln. Erst am 
1. Juli 1968 war dieser Aufbau vollendet und 
erst nach diesem Zeitpunkt verlor die Europä-
ische Gemeinschaft sichtbar an Dynamik, da 
nun die weiteren Arbeiten sich nicht mehr 
zwingend aus dem Vertrag herleiteten, son-
dern die Politik jeweils neu durch den Mini-
sterrat einstimmig zu beschließen war, was 
immer weniger gelang. Von diesem Zeitpunkt 
an etwa änderte sich auch das Gesicht der 
Weltpolitik.

Weltpolitische Veränderungen

Blickt man heute, 25 Jahre nach Gründung des 
Europarates, 23 Jahre nach Gründung der Mon-
tanunion, als der ersten der drei Gemeinschaf-
ten, und 17 Jahre nach Gründung der EWG und 
EAG (Euratom), die seit dem 1. Juli 1967 durch 
gemeinsame Organe verwaltet werden, auf die 
weltpolitische Szene, so sind erhebliche Unter-
schiede festzustellen gegenüber den Zeiten des 
Höhepunktes des Kalten Krieges, in denen 
diese Institutionen entstanden.

Im politischen Bereich ist es den USA und der 
UdSSR gelungen, ihr Verhältnis weitgehend 
zu entspannen. Die USA haben gleichzeitig 
auch ein neues Verhältnis zur Volksrepu-
blik China gefunden und sie konnten sich 
aus der militärischen Verstrickung des Viet-
nam-Krieges lösen. Auf drei Konferenzen 
wird in verschiedener Besetzung zwischen 
westlichen und östlichen Staaten über Aus-
gleich, Zusammenarbeit und Rüstungsbe-
grenzung verhandelt: KSZE, MBFR und SALT. 
Die UdSSR hat die Europäische Gemein-
schaft als Realität anerkannt. Die Bundes-
republik Deutschland hat ihr Verhältnis zum 
Osten durch die Verträge von Moskau und 
Warschau nachhaltig entspannt. Das Berlin-
Abkommen der vier Alliierten brachte zudem 

auch eine Entspannung im deutsch-deutschen 
Verhältnis; der Grundvertrag regelt das Ne-
beneinander der zwei deut
5

schen Staaten. Am 
. Mai 1974, dem Europatag, werden die bei-

den deutschen Staaten ihre Vertretungen im 
jeweils anderen Land errichtet haben.

Diese hier nur angedeutete veränderte politi-
sche Weltlage verringerte die Wirkung der 
Ost-West-Spannungen als Integrationsfaktor.

Die französische Regierung hatte nach der Bei-
legung der EWG-Krise im Januar 1966 die 
NATO-Krise ausgelöst und die militärische In-
tegration der NATO verlassen. Ihre eigenstän-
dige Sicherheitspolitik dokumentierte sie unter 
anderem durch die Nichtteilnahme am Vertrag 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen und 
an den MBFR-Verhandlungen in Wien. Zu-
gleich verstärkte sie die wenig amerikafreund-
liche Komponente ihrer Politik.

Durch diese allgemeine Entwicklung wurden 
erstmals auch andere, nun gesamteuropäische 
Kooperationsvorstellungen denkbar, zumal bei 
solchen Autoren, die die Europäischen Gemein-
schaften vor allem als Kinder des Kalten Krie-
ges 4) oder als den Kapitalismus stabilisierende 
Einrichtung 5) ansahen.

4) Johan Galtung, Europa — bipolar, bizentrisch 
oder kooperativ? in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 41/72; ders., Kapitalistische Großmacht Europa 
oder Die Gemeinschaft der Konzerne?, Reinbek 
1973, S. 203.
5) Ernest Mandel, Die EWG und die Konkurrenz 
Europa — Amerika, Frankfurt/M 1968, S. 112; ders., 
Der Spätkapitalismus, Frankfurt/Main 1972, S. 542.

Weltwirtschaftliche Veränderungen

Während also die Weltpolitik in Richtung auf 
Entspannung verlief, ist in der Weltwirtschaft 
eine umgekehrte Tendenz sichtbar geworden. 
Hier sind die drei Haupterscheinungen das fak-
tische Ende des Währungssystems von Bret-
ton-Woods durch die Aufhebung der Goldkon-
vertibilität des US-Dollars am 15. August 1971, 
die anhaltende Inflation besonders in den west-
lichen Industriestaaten und schließlich die Erd-
ölkrise, die eine Weltenergiekrise auslöste, 
hinter der sich aber eine allgemeine Rohstoff-
krise ankündigt. Alle drei Krisen haben die 
Mitgliedsländer der Europäischen Gemein-
schaft als' der Welt größter Außenhändler und 
zugleich der Welt größtes Energieimportgebiet 
in Mitleidenschaft gezogen. Die bis dahin nicht 
selten gehegte Hoffnung, die Gemeinschaft 



vollende und vervollkommne sich gewisser-
maßen von Krise zu Krise [einige Jahre vorher 
sprach man von der Automatik der ökonomi-
schen Integration6)], ging nicht in Erfüllung.

6) Claus Schöndube, Skeptische Gedanken zum Eu-
ropatag, a. a. O., S. 14.
7) Zweiter Gesamtbericht über die Tätigkeit der 
Gemeinschaften 1968, Brüssel/Luxemburg 1969, 
S. 19.

8) Texte zur europäischen politischen Zusammenar-
beit (EPZ), hrsg. vom Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung, Bonn 1974, S. 58 ff.
9) Ebenda, S. 61 ff.

Der Versuch eines Auswegs: 
die Gipfelkonferenzen

Genau das Gegenteil trat ein. Als nach Voll-
endung der Zollunion immer deutlicher wurde, 
daß der weitere Aufbau ins Stocken geriet 
und sogar die Kommission öffentlich feststellte 

. ., daß der Rat manchmal den Eindruck er-
wecke, eine internationale Konferenz zu sein, 
in der nationale Delegationen untereinander 
verhandeln, während er in Wirklichkeit doch 
ein Regierungsorgan einer Gemeinschaft von 
180 Millionen Einwohner ist, die wie jedes 
unserer Mitgliedsländer wirksam geführt wer-
den muß" 7), mehrten sich die Stimmen, die 
neue Impulse zur „Vollendung, Erweiterung 
und Vertiefung der EG" forderten.

Augenscheinlich war der Rat das Nadelöhr ge-
worden, in dem jede weitere Entwicklung 
blockiert wurde. So entstand die Idee der 
Gipfelkonferenzen der Staats- und Regierungs-
chefs, die als eine Art Prärogative jeweils die 
Ziele zu stecken hatten, die dann die Minister 
im Rat in konkrete politische Aktion umsetzen 
sollten. Drei Gipfelkonferenzen wurden bis-
her abgehalten: im Haag vom 1. bis 2. Dezem-
ber 1969, in Paris vom 19. bis 20. Oktober 1972 
und in Kopenhagen vom 14. bis 15. Dezember 
1973. Die erfolgreichste Gipfelkonferenz war 
die erste, denn hier gelang zumindest der 
Durchbruch zur Erweiterung der EG, die am 
1. Januar 1973 vollzogen wurde. Das Ergeb-
nis des norwegischen Volksentscheides, der 
den Beitritt ablehnte, zeigte jedoch plötzlich, 
daß das Ansehen der Gemeinschaft inzwischen 
erheblich gelitten hatte. Vor allem das demo-
kratische Defizit und die fehlende Gesell-
schaftspolitik lösten nicht nur außerhalb, son-
dern auch innerhalb der Gemeinschaft zuneh-
mend Kritik aus.

Im Haag konnte man sich auch über die Ein-
führung der Eigenmittel verständigen, so daß 
durch Vertrag der sechs Mitgliedstaaten vom 
22. April 1970 die EG stufenweise eigene Ein-

nahmen erhalten soll. Allerdings verschob man 
die Frage des Haushaltsrechts des Euro-
päischen Parlaments auf einen späteren Zeit-
punkt.

Schließlich einigte man sich grundsätzlich — 
nicht zuletzt aufgrund der zunehmenden In-
flation und der Währungskrise — auf die Ein-
führung der Wirtschafts- und Währungsunion, 
mit der versucht werden sollte, bis zum Ende 
der siebziger Jahre die Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik vollständig zu vergemeinschaften 
und somit für die EG eine stabilitätsorientierte 
Wachstumspolitik betreiben zu können.

Auch die Verstärkung der politischen Zusam-
menarbeit beschloß man im Haag. Hier kam 
es im Verlauf der Gespräche der Außenmini-
ster zu der Vereinbarung über das Konsulta-
tionssystem der politischen Direktoren der 
Außenministerien (Davignon-Verfahren), die 
in der Zwischenzeit die umstrittene Israel-Er-
klärung vom 6. November 1973 8) und das Pa-
pier zur europäischen 

9
Identität vom 14. De-

zember 1973 ) vereinbart haben.

Allerdings muß festgestellt werden, daß der 
französische Wunsch, diese politische Zusam-
menarbeit außerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft zu organisieren, voll verwirklicht 
wurde. So kam es am 23. Juli 1973 zu dem 
sonderbaren Vorgang, daß die Außenminister 
sich vormittags zu politischen Gesprächen in 
Kopenhagen im Rahmen des Davignon-Verfah-
rens trafen, zu Mittag das Flugzeug bestiegen 
und am gleichen Nachmittag in Brüssel als 
Rat der Gemeinschaft ökonomische Fragen 
weiterverhandelten.

über die Frage der Verstärkung des Entschei-
dungsmechanismus in der Europäischen Ge-
meinschaft und über die Kompetenzen des 
Europäischen Parlaments konnte der Haager 
Gipfel jedoch keine weiteren Beschlüsse fas-
sen.

Die Pariser Gipfelkonferenz, die schon mit den 
drei neuen Partnern stattfand, beschloß ein 
noch weitergehendes Programm, das die 
Staats- und Regierungschefs selbst als das In-
tegrationspapier der siebziger Jahre bezeich-
neten. Erneut beschlossen sie die Einführung 
der Wirtschafts- und Währungsunion bis 1980, 
über deren erste Stufe man sich auf der Grund-



läge des Werner-Berichtes 10 ) einigte. Ihr Auf-
bau geriet jedoch durch die unterschiedlichen 
Reaktionen der Mitgliedsländer auf die Wäh-
rungsereignisse ins Stocken.

Darüber hinaus beschloß der Pariser Gipfel die 
Einführung einer europäischen Regionalpolitik 
und eines Regionalfonds, einer gemeinsamen 
Sozialpolitik, einer Industrie-, Wissenschafts-
und Tecinologiepolitik, einer Umweltpolitik, 
einer Energiepolitik und einen umfangreichen 
Katalog der Verbesserung der Außenbeziehun-
gen. Schließlich einigten sich die Staats- und 
Regierungschefs darüber, daß man zu einer 
noch stärkeren politischen Zusammenarbeit 
kommen wolle, d

11

aß die Institutionen verstärkt 
werden und daß unter absoluter Einhaltung der 
bereits geschlossenen Verträge die Gesamt-
heit der Beziehungen der Mitgliedstaaten in 
eine Europäische Union umgewandelt werden 
sollen ).

Unter dem-Eindruck dieses umfangreichen Ka-
talogs war die Kommission während des gan-
zen Jahres 1973 damit beschäftigt, umfangrei-
che Berichte und Vorschläge zu den einzelnen 
Politiken zu verfassen, zumal die Gipfelkonfe-
renz einen festen Terminplan verabschiedet 
hatte, der wichtige Berichte für das Jahr 1973 
forderte.

Die wesentlichsten Daten die
12

ses „Fahrplans 
für die siebziger Jahre" sind )

1. 4. 1973:
Gründung eines gemeinsamen Fonds für 
währungspolitische Zusammenarbeit.

1. 5. 1973:
Bericht der Kommission über die Kompeten-
zen und Verantwortlichkeiten der Organe 
der Gemeinschaft. Die Frage der echten Kom-
petenzen für das Europäische Parlament soll 
geprüft werden.

30. 6. 1973:
Bericht der Außenminister über die Verbes-
serung der politischen Zusammenarbeit der 
EG-Länder.

31. 7. 1973:
Bericht der Kommission zum gemeinsamen 
Umweltschutz.

30. 9. 1973:
Bericht der Kommission über kurzfristigen 
monetären Beistand.

31.12.1973:
Bericht über die Bedingungen einer stufen-
weisen Vergemeinschaftung der Währungs-
reserven, Errichtung eines Fonds zur euro-
päischen Regionalentwicklung.

1. 1. 1974:
Eintritt in die zweite Stufe der Wirtschafts-
und Währungsunion, Vorlage eines Aktions-
programms zur gemeinsamen Sozialpolitik.
Vorlage eines Aktionsprogramms für den 
wissenschaftlich-technischen Bereich und für 
eine gemeinsame Industriepolitik.
Letzte Frist für Entscheidungen auf dem Ge-
biet der Verbesserung der Entscheidungs-
struktur der Institutionen der Gemeinschaft.

1975:
Bis Jahresende Vorlage eines Berichts zur 
Umwandlung der Europäischen Gemeinschaf-
ten in eine Europäische Union.

etwa 1976:
Gipfelkonferenz der europäischen Staats-
und Regierungschefs zur Festlegung der Be-
dingungen zur Gründung der Europäischen 
Union.

31. 12. 1980:
Vollendung der Wirtschafts- und Währungs-
union.
Gründung der Europäischen Union.

Nach der Pariser Gipfelkonferenz gelang aber 
nur noch die Gründung eines gemeinsamen 
— bescheidenen — Fonds zur währungspoliti-
schen Zusammenarbeit. Alle anderen Fragen 
scheiterten, nachdem die Kommission ihre Vor-
-schlüge unterbreitet hatte, an der Uneinigkeit 
des Rates.
Schließlich die Gipfelkonferenz von Kopenha-
gen. Sie fand auf dem Höhepunkt der Ölkrise 
am 14. und 15. Dezember 1973 statt und schien 
eher eine Konferenz der arabischen Außen-
minister, die nach Kopenhagen angereist wa-

10) Bericht an Rat und Kommission über die stufen-
weise Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion in der Gemeinschaft, hrsg. vom Rat 
und Kommission der Europäischen Gemeinschaft, 
Sonderbeilage zum Bulletin 11—1970 der Europä-
ischen Gemeinschaften, S. 73; der Bericht wurde 
vom sogenannten Werner-Ausschuß ausgearbestet, 
der durch Beschluß des Ministerrates der EG am 
6. 3. 1970 eingesetzt worden war. Die Einführung 
der ersten Stufe wurde vom Rat am 9. 2. 1971 be-
schlossen.
11) Texte zur europäischen politischen Zusammen-
arbeit, a. a. O., S. 26 ff.
12) Zit. bei Claus Schöndube, Europa Taschenbuch, 
Bonn 1973, S. 61 f.



ren, als eine Konferenz der Europäischen Ge-
meinschaft. Die Staats- und Regierungschefs 
beschlossen im Grunde nichts Neues, sondern 
bekräftigten lediglich ihre Absicht, die bereits 
früher beschlossenen Maßnahmen zu verstär-
ken bzw. zu beschleunigen. Wie wenig die 
Gipfelkonferenzen wirklich in der

13

 Lage waren 
und sind, die Krise des Entscheidungssystems 
der Gemeinschaft zu überwinden, zeigte sich 
in ihrem neuerlichen Beschluß, „daß der Re-
gionalfonds am 1. Januar 1974 errichtet wer-
den sollte" ). Aber schon zwei Tage später, 
bei der Sitzung des Ministerrates in Brüssel 
am 17. und 18. Dezember 1973, konnte keine 
Einigung über den Fonds erzielt werden, der 
bis heute noch nicht errichtet ist.

In Brüssel blüht der „nationale Schacher"

Nach drei Gipfelkonferenzen muß man fest-
stellen, daß es ihnen nicht gelungen ist, den 
zunehmenden Immobilismus und die damit 
einhergehende Renationalisierung der Politik 
der Mitgliedstaaten aufzuhalten oder gar um-
zukehren.

Die Inflation konnte nicht gemeinsam be-
kämpft werden. Nur noch fünf Staaten floaten 
gemeinsam nach außen, und ob dieser Fünfer-
block noch lange hält, ist fraglich. Die Ölkrise 
hat die Gemeinschaftsländer eher auseinander-
gebracht als geeint, sie hat zusätzlich das Ver-
hältnis zu den USA erneut belastet. Die seit 
über einem Jahrzehnt beschlossene gemein-
same Energiepolitik blieb Theorie, obwohl sie 
mehrfach vom Rat und den Gipfelkonferenzen 
bestätigt wurde. Die Beziehungen der Länder 
der Gemeinschaft gegenüber den USA wurden 
immer widersprüchlicher. Die feierlich verein-
barte gemeinsame Handelspolitik wird von 
allen Mitgliedstaaten durch sogenannte 
Kooperationsabkommen, die teilweise auch 
mit der Gewährung von Krediten einhergehen, 
unterlaufen.

„Die Einsicht wächst", so stellte kürzlich 
Staatssekretär Apel vom Auswärtigen Amt 
fest, „daß die gegenseitige Verflechtu

14

ng unse-
rer Volkswirtschaften den Funken der Krise 
schneller überspringen lassen wird, aber sie 
führt augenscheinlich noch nicht zu schnellem 
und solidarischem Handeln der Neun. Klein-
mut wächst, kurzsichtiger nationaler Schacher 
blüht." )

Aber es ist schlimmer: In Brüssel blüht eigent-
lich gar nichts mehr. Hier verdorrt eine Idee, 
die bis vor kurzem und vielleicht auch noch 
heute eine der großen Hoffnungen der Völker 
auf Frieden, Freiheit und soziale und zwischen-
staatliche Gerechtigkeit ist.

Das italienische Mitglied der Kommission, 
Altiero Spinelli, wurde noch deutlicher anläß-
lich der Verleihung des Schuman-Preises am 
12. März 1974 in Bonn 15):

13) Texte zur europäischen politischen Zusammen-
arbeit, a. a. O., S. 73.
14) Hans Apel, Der nationale Schacher blüht, in:
Die Zeit vom 4. 1. 1974.

„Was soll man von der Unfähigkeit halten, eine 
Mittelmeerpolitik zu erarbeiten? Was von der 
Unfähigkeit, die Agrarpolitik zu überprüfen, 
um sie sowohl weniger kostspielig wie so-
zial gerechter zu gestalten? Was sagen zu der 
Unfähigkeit, die doch mehrfach feierlich aner-
kannte Verpflichtung zu erfüllen, eine euro-
päische Politik der regionalen Solidarität zu 
schaffen? Was sagen zu der Weigerung, dem 
Europäischen Parlament echte Befugnisse zur 
Kontrolle des Haushalts der Gemeinschaft zu 
übertragen? Was zu der sogenannten .politi-
schen Zusammenarbeit', die ihre Zusammen-
künfte von Ministern und politischen Direkto-
ren von einer Hauptstadt zur anderen schleppt 
und deren Haupttätigkeit darin zu bestehen 
scheint, zu vermeiden, die brennenden Pro-
bleme konkret anzugehen, dafür aber immer 
häufigere Zusammenkünfte vorzuschlagen?

Was sollen wir schließlich von den Konferen-
zen der Staats- und Regierungschefs halten, die 
feierlich Gipfelkonferenzen genannt werden — 
vielleicht um über jede von ihnen das Motto 
schreiben zu können über allen Gipfeln .. ., 
spürest du kaum einen Hauch' — Konferen-
zen, deren zunehmende Häufigkeit anschei-
nend mit abnehmender Konsistenz einhergeht.

Man hat von der Gefahr einer Renationalisie-
rung gesprochen. Sagen wir ruhig die Wahr-
heit: Die Renationalisierung ist in den Worten 
und im Handeln aller unserer Regierungen be-
reits im Gange. Ich sage aller, wenn auch die 
Verantwortungen verschieden verteilt sind.

Betrachtet man dieses deprimierende Schau-
spiel, könnte man versucht sein zu sagen, daß 
unsere Regierungen und hinter ihnen die po-
litischen und wirtschaftlichen Kräfte unserer 
Gesellschaften im Grunde bereits beschlossen 
haben, den Aufbau Europas abzubrechen und

)15) Rede anläßlich der Verleihung des Robert-
Schuman-Preises der Stiftung F. V. S., Hamburg, 
gehalten am 12. März 1974 in der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms-Universität zu Bonn, hrsg. von 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Luxemburg 1974, S. 4 f.



zur alten Praxis der völlig souveränen natio-
nalen Politik zurückzukehren. Aber so einfach 
liegen die Dinge auch wieder nicht. Die glei-
chen Politiker nämlich, die praktisch dabei 
sind, diese Renationalisierung zu bewirken, 
sind gleichzeitig tief beunruhigt und besorgt 
über die unvermeidlichen Folgen dieser Ent-
wicklung. "

Die Krise der Gemeinschaft und die Lage 
der Mitgliedstaaten

Das Bild, das die Gemeinschaft heute bietet, 
gibt in der Tat Anlaß zu tiefer Sorge. Aller-
dings stellt sich die Frage, ob die Beunruhi-
gung der Führungskräfte der europäischen De-
mokratien sich vorrangig auf den Zustand der 
Gemeinschaft bezieht oder ob es sich dabei 
primär um eine Beunruhigung über den Zu-
stand und die Regierungsfähigkeit der Staa-
ten selbst handelt. Es mehren sich nämlich die 
Zeichen, daß die Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft immer unregierbarer 
werden.
Alle Länder der Europäischen Gemeinschaft 
zeigen Anzeichen einer tiefen Krise. Die Bun-
desrepublik Deutschland erscheint zwar noch 
stabil, aber die letzten Wahlausgänge bei den 
Bürgerschaftswahlen in Hamburg, bei den Kom-
munalwahlen in Schleswig-Holstein, Nord-
hessen und Rheinland-Pfalz ergaben nachhal-
tige Verluste für die Führungspartei der Bon-
ner Koalition, die in dieser Höhe aus den ört-
lichen Gegebenheiten nicht gerechtfertigt sind. 
Die Analyse dürfte richtig sein, daß der Wahl-
ausgang von der „politischen Großwetterlage" 
beeinflußt wurde. Diese Wahlen dürfen eben-
so als Protest gelten wie die letzten Wahlen 
in allen übrigen Gemeinschaftsländern. Bei 
den Wahlen in Dänemark und Großbritannien 
zeigt sich dieser Trend noch deutlicher. In 
Dänemark wurde eine illusionistische Partei 
bei den Wahlen am 4. Dezember 1973 auf An-
hieb zweitstärkste Partei. In Großbritannien 
muß heute eine Labour-Minderheitsregierung 
führen, die gerade eben etwas mehr als ein 
Drittel (37,2 °/o) der Stimmen erhielt. Frank-
reich zeigt nach dem Tode von Staatspräsident 
Pompidou die tiefe Zerrissenheit der bisher 
führenden gaullistischen Partei, und die tiefe 
Beunruhigung des Volkes vor allem über die 
inflationäre Entwicklung.
Die Opposition sucht die Fehler zwar haupt-
sächlich in der persönlichen Führungsschwäche 
der Verantwortlichen und diese wiederum 
fragen sich, ob sie möglicherweise ihre 

Politik schlecht „verkaufen"; dies ist jedoch 
eine höchst oberflächliche Betrachtungsweise.

Lotet man tiefer, so erkennt man, daß sich 
heute alle Staaten der Europäischen Gemein-
schaft in einer existentiellen Krise befinden. 
Großbritannien steckt in der stärksten Wirt-
schaftskrise seiner Geschichte; in Belgien und 
Italien scheint die Krise schon zum politischen 
Alltag zu gehören, überall zeigt sich Protest: 
Die Jungen in den politischen Parteien begin-
nen ihrem Parteiestablishment die Gefolg-
schaft zu verweigern und die Wähler folgen 
— wenn auch in anderer Weise — diesem 
Trend. Muß man daraus den Schluß ziehen, 
daß plötzlich in allen westeuropäischen Staa-
ten die politische Führungsklasse vom Bazil-
lus der Führungsschwäche befallen ist?

Krise der Demokratie?

Auf der Suche nach den Ursachen für diese 
krisenhaften Erscheinungen scheint es wieder 
einmal, als ob man den falschen Schuldigen an 
den Pranger stell
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e: die Demokratie. Was Bun-
deskanzler Willy Brandt in der Verfassungs-
debatte des Bundestages am 15. Februar 1974 
„die Krise der westlichen Demokratien" ) 
nannte, erläuterte Richard von Weizsäcker in 
der gleichen Debatte einen Tag vorher so:

„Der Staat besitzt heute nicht die Kraft, gemäß 
dieser Verantwortung zu handeln. Macht und 
Verantwortung sind auseinandergefallen. Nie-
mand entläßt den Staat aus der Verantwor-
tung für das Gemeinwohl, aber die Macht geht 
mehr und mehr auf die Gruppen über. Bei Sta-
bilität und Wachstum war das weniger spür-
bar. Die meisten Bürger waren irgendwo .da-
bei', wenn der Kuchen verteilt wurde. Bei 
Nullwachstum und Teuerung geraten wir aber 
in verschärfte Verteilungskämpfe, die sich 
selbst überlassen sind und daher zu entarten 
drohen. Es sind nicht, wie die Marxisten mei-
nen, die Kämpfe zwischen Kapitalisten und der 
Arbeiterklasse, sondern es sind die Kämpfe 
unter den Beschäftigungszweigen und Grup-
pen. Sie nehmen sich gegenseitig die Anteile 
weg, weil ja Zusätzliches zur Verteilung gar 
nicht bereitsteht ... Es ist, wie die Zeitung 
,Le Monde' es für die Lage in Westeuropa 
beschrieb, jeder für sich und Gott für den 
Stärksten . . . Wer aber einerseits die öffent-
lichen Mittel vergrößern will und andererseits 
die Politik der Selbstregelung gesellschaft-

16) Das Parlament, Nr. 9/1974, S. 10. 



liehen Gruppen überläßt, wird nur allzuoft 
erleben, wie die Gruppen unter der Fahne 
von Reformen
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 eigene Interessen zu Lasten des 
Ganzen durchsetzen. Es gibt keine Reformen 
ohne einen starken Staat. Es gibt auch keine 
Demokratisierung ohne einen starken 
Staat." )

Bei erster Betrachtung erscheint diese Analyse 
schlüssig, doch bei näherer Betrachtung mel-
den sich Zweifel an. Ist es wirklich die Ver-
antwortungslosigkeit der gesellschaftlichen 
Gruppen gegenüber dem Staat, die an krisen-
haften Erscheinungen Schuld ist? Oder ist es 
nicht der Staat selbst, der nicht mehr in der 
Lage ist, für die Gesellschaft im öffentlichen 
Bereich die Bedingungen des Fortschritts zu 
gewährleisten?

Die Krise des Staates

Betrachtet man die großen Aufgaben unserer 
Zeit, so muß man feststellen, daß der Staat in 
der Tat sich immer unfähiger zeigt, seine Auf-
gaben zu lösen. Welche großen Probleme 
man auch heranzieht — kein Staat Westeuro-
pas kann sie, angesichts der Interdependenz 
unseres Wirtschaftssystems, mehr lösen. Be-
trachten wir:

— Inflation und Währungsinstabilität, die 
zu einem Weltphänomen der westlichen In-
dustrienationen geworden sind.

— Umweltschutz kann kein europäischer 
Staat allein lösen, da Wasser und Luft keine 
Grenzen kennen. Solange keine gemein-
samen Gesetze die Staaten binden, bleibt 
die billigste Produktion auf Kosten der Um-
welt die Devise.

— Eine ausgewogene wirtschaftliche Ent-
wicklung war das Ziel des EWG-Vertrages. 
Aber angesichts des ruinösen Wettbewerbs 
um den größten Anteil am Sozialprodukt 
hat man 10 Millionen Arbeiter entwurzelt 
und arme und reiche Regionen allein nach 
ökonomischen Gesichtspunkten entstehen 

■ lassen.

— Die Energiekrise zeigte die Hilflosigkeit 
unserer Staaten vor dem Boykott der ölpro-
duzierenden Länder. Im Wettkampf um die 
billigste Produktion begaben wir uns in 
totale Abhängigkeit von Energieeinfuhren 
aus dritten Ländern und ließen Euratom, das

17) A. a. O„ S. 7. 

vor allem zur Entwicklung der Atom-Energie 
gegründet worden war, in einer Krise ver-
sinken.
— Mangels einer gemeinsamen Wirtschafts-
und Strukturpolitik begaben wir uns weiter-
hin in starke Abhängigkeit von multina-
tionalen Konzernen, die heute kein einziger 
der europäischen Staaten mehr kontrollie-
ren kann.

— Seit Jahren liquidieren wir in der Euro-
päischen Gemeinschaft die für diesen Wett-
bewerb zu kostenintensiv arbeitenden eige-
nen Rohstoffvorkommen und werden immer 
abhängiger von Rohstoffeinfuhren.

Diese Liste könnte beliebig fortgesetzt wer-
den, denn es gibt heute kaum noch ein Gebiet, 
wo unsere Staaten souverän entscheiden kön-
nen. Im Kampf um Wachstum und Erhöhung 
der Produktion vernachlässigten die euro-
päischen Staaten oft eine vorausschauende Po-
litik, die auf die wirklichen Welttendenzen 
Rücksicht genommen hätte.

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mit-
gliedstaaten zeigten also einen bemerkenswer-
ten Mangel an weltpolitischem Weitblick.

Den Versuch der Lösung der Krise im Nahen 
Osten überließen sie allein den Amerikanern 
und den Russen. Die Entwicklungshilfe wurde 
unter dem Gesichtspunkt der eigenen Ver-
sorgung mit Rohstoffen und der eigenen 
Exporte in die Länder der Dritten Welt 
und nicht als wirkliche Hilfe für diese Länder 
betrieben. In der Frage der europäischen 
Sicherheit sind die Länder der Gemeinschaft 
nachhaltig gespalten; das Verhältnis zu den 
USA ist widersprüchlich und zu den osteuro-
päischen Staaten mehr als verwirrend.

So ist die Lage der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten recht einfach zu charakteri-
sieren: Der gemeinschaftlichen Effizienz fehlt 
die Macht, der nationalen Macht fehlt die Effi-
zienz. Angesichts der Unfähigkeit der nationa-
len Staaten nimmt es nicht Wunder, wenn die 
Völker beginnen, den Führenden die Gefolg-
schaft zu verweigern, „Protest" wählen und die 
gesellschaftlichen Gruppen zur Selbsthilfe 
übergehen. Das Publikum reagiert im Grunde 
genommen folgerichtig, denn der National-
staat ist zunehmend weniger in der Lage, die 
Bedürfnisse seiner Bürger zu befriedigen. Im 
Augenblick erleben wir, daß der Bürger sich 
immer weniger mit seinem Staat identifiziert, 
dessen parlamentarisches System immer weni-
ger greift. Aus dieser Situation kann aber sehr 
rasch eine Umkehrung erfolgen, in der erneut 



extreme Tendenzen — von rechts oder links 
— die Lösung aller Probleme durch den autar-
ken Nationalstaat versprechen.

Das dies so ist, liegt nicht am Wesen der 
Demokratie, sondern am Staat selbst: er ist 
zu klein geworden.

Das Ende des europäischen Staatensystems

Was sich heute vor unseren Augen abspielt, 
ist seit 150 Jahren immer wieder vorausge-
sagt worden: Seit Alexis de Tocqueville's War-
nung aus dem Jahre 1835, daß wir einer Zeit 
entgegengehen, in der nach einem „geheimen 
Plan der Vorsehung" die Anglo-Amerikaner 
und die Russen berufen zu sein scheinen, der-
einst die Geschichte der halben Welt zu len-
ken18 ), ist immer wieder von Autoren aller 
Schattierungen und aller Nationen darauf hin-
gewiesen worden, daß Europa sich diesen Ge-
gebenheiten anzupassen habe und nur gemein-
sam in der Lage sein werde, sich zu behaupten. 
Aus der Fülle der Voraussagen seien nur drei 
zitiert: Constantin Frantz aus dem Jahre 1870, 
Arnold Toynbees Gedanken aus dem Jahre 
1926 und Ortega y Gassets Warnung aus dem 
Jahre 1928.

18) Alexis de Tocqueville, Die Demokratie in Ame-
rika, Frankfurt/Main 1956, S. 125 f.
19) Constantin Frantz, Die Naturlehre des Staates, 
Aalen 1964, S. 449 f.

Unter dem Titel „Die drei Hauptfaktoren der
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Weltpolitik" schrieb Constantin Frantz in sei-
ner „Naturlehre des Staates" ):
„Auf der einen Seite Rußland, auf der anderen 
die neue Welt, einstweilen durch Nordamerika 
vertreten, in der Mitte aber das abendländi-
sche Europa: das sind jetzt die drei Hauptfak-
toren der Weltpolitik. Im vollen Gegensatz zu 
einander, und eben deswegen sich gegenseitig 
anziehend, stehen Rußland und Nordamerika. 
Beide aber sind darin gleich, daß ihre territo-
riale Basis nicht sowohl ein Land als einen 
Erdtheil darstellt. Hier wie dort mit Riesen-
strömen ausgestattet; hier wie dort eine auf-
fallende Monotonie der physischen Gestaltung, 
die sich auch in dem Menschenleben abspie-
gelt, in welchem Massenwirken vorherrscht. 
Beide Reiche besitzen die Möglichkeit, sich im-
mer weiter auszudehnen, wozu sie auch den 
entschiedensten Trieb zeigen; beide gewähren 
ihrer anwachsenden Bevölkerung einen fast 
grenzenlosen Spielraum. Welche wichtigen 
Folgen müssen daraus entspringen! Denn wie 
ganz anders ist die Lage des westlichen Euro-

pas's mit seiner dichten Bevölkerung, deren 
Zuwachs keine Existenzbasis findet außer durch 
gesteigerte Intensivität der Wirthschaften, 
durch Handel und Industrie. Von Ausdehnung 
keine Rede, so oft auch einzelne Staaten sich 
auf Unkosten ihrer Nachbarn vergrößern mö-
gen. Das Ganze wird dabei um keinen Zoll 
länger oder breiter, und durch solche Vergrö-
ßerungspolitik seiner Glieder, mit den unver-
meidlichen Kriegen im Gefolge, nur verwüstet. 
Kann es sich nicht ausdehnen, so muß es um 
so mehr sein Gebiet vertheidigen, das Entris-
sene zurückfordern. Und wenn zu seinen 
Seiten zwei Riesenmächte heranwachsen, so 
muß es um so mehr zusammenhalten, denn 
nur als vereinigtes Ganzes vermag es sich in 
Zukunft zu behaupten."

Die Europäer hörten nicht auf diese Stimme 
und die vorhergesagten Kriege traten ein.

Etwa ein halbes Jahrhundert später war es 
Arnold Toynbee, der in seiner Vorlesung 1926 
unter dem Titel „Europa ist klein geworden" 
aus seiner Sicht diese Entwicklung schilderte:
„Mit Sicherheit können wir heute schon fest-
stellen, daß die europäischen Nationalstaaten 
in dem Umfang, den Frankreich und England 
im achtzehnten, Deutschland und Italien im 
neunzehnten Jahrhundert angenommen hat-
ten, viel zu kleine und zerbrechliche Gefäße 
für diese Kräfte sind. Der neue Wein des 
Industrialismus und der Demokratie wurde in 
alte Schläuche gegossen und zersprengte sie, 
so daß sie nicht mehr zu gebrauchen sind." 20)

Und schließlich sei Ortega y Gasset zitiert, der 
1928 in seinem Buch „Aufstand der Massen" 
warnend seine Stimme erhob: f
„Die Abneigung gegen das Parlament hat 
nichts mit seinen offenkundigen Mängeln, ja 
überhaupt nichts mit ihm selbst als einem 
politischen Instrument zu tun. Sie rührt davon 
her, daß der Europäer nicht weiß, wozu er es 
gebrauchen soll, daß die Ziele des traditionel-
len öffentlichen Lebens ihm nicht zusagen, 
kurz, daß er sich keine Illusionen über den 
Staat macht, dessen Bürger, dessen Gefan-
gener er ist. Weder in England, noch in 
Deutschland, noch in Frankreich. Es wäre nutz-
los, seine Verfassung im einzelnen zu ändern, 
denn es ist nicht die Verfassung, die versagt, 
sondern der Staat selbst; er ist zu klein ge-
worden." 21)

20) Arnold J. Toynbee, Kultur am Scheidewege, 
Frankfurt/M 1958, S. 86.
21) Jose Ortega y Gasset, Der Aufstand der Mas-
sen, Stuttgart 1952, S. 162.



Diese Mahnungen aber blieben ungehört. An-
stelle der Erweiterung des demokratischen 
Systems auf supranationaler Ebene, wie sie 
seit Jahrhunderten von fast allen Theoretikern 
der demokratischen und vielen der sozialisti-
schen Revolution gefordert worden war, kehr-
te man zurück zur Parole des starken National-
staates, der dann in zwei Weltkriegen seine 
fast vollständige Katastrophe erlebte.

Alle Versuche nach dem Zweiten Weltkrieg, 
wenigstens für einen Teil Europas das demo-
kratische Prinzip in die zwischenstaatliche Po-
litik einzuführen, blieben Versuche. Die große 
Hoffnung, daß der vor 25 Jahren gegründete 
Europarat ein Anfang dafür wäre, wurde nach-
haltig enttäuscht. Was von der Beratenden 
Versammlung des Europarates übrigblieb, ist 
so wenig, daß kaum noch eine Zeitung von 
seinen Arbeiten Notiz nimmt. Die nationalen 
Volksvertretungen haben es mit einem Staat 
zu tun, der allein kaum noch handlungsfähig 
ist.

„In der Praxis begnügen sich die Volksvertre-
tungen heute, zu vollendeten Tatsachen Ja und 
Amen zu sagen und Entschlüsse zur Kenntnis 
zu nehmen, die von nicht-verantwortlichen 
internationalen Gremien gefaßt worden sind. 
Ein derartiger Zustand ist eine glatte Negie-
rung aller Grundlagen demokratischen Lebens; 
aber die sich hier abzeichnende Fehlentwick-
lung
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 kann nicht dadurch gesteuert werden, daß 
die Nationalparlamente ihre verlorenen Vor-
rechte zurückerhalten. Eine derartige Rückbil-
dung könnte nur zur Anarchie oder zumindest 
zu einem unbeschreiblichen Durcheinander 
führen. Die echte Lösung kann nur darin be-
stehen, die Entscheidungsgewalt und die Kon-
trollfunktion dorthin zu übertragen, wo die 
großen Entschlüsse tatsächlich gefaßt wer-
den." )

Dies schrieb der langjährige Rektor des 
Europa-Kollegs in Brügge bereits 1952. Heute 
hat sich dieser Prozeß erheblich verstärkt.

Die Politik der europäischen Staaten entsteht 
längst nicht mehr im Dialog zwischen Parla-
ment und Regierung. Sie wird in Gipfel- und 
Ministerkonferenzen formuliert. Ihnen fehlt 
aber der Konsensus der Völker und die Effi-
zienz. Den transnationalen Parlamenten, wie 
dem Europäischen Parlament, der Versamm-
lung der Westeuropäischen Union und der Be-
ratenden Versammlung des Europarates ver-

22) Hendryk Brugmans, Für eine europäische Re 
gierung, Paris 1952, S. 10.

weigern die nationalen Regierungen bisher 
auch nur die geringsten Rechte zur Mitgestal-
tung des gemeinsamen Schicksals.

Die falsche Konstruktion

So stellt sich heute erneut die Frage, der die 
Staaten bisher immer ausgewichen sind: Es 
ist die Frage nach dem handlungsfähigen und 
demokratischen Europa.

Die Konstruktion der Europäischen Gemein-
schaft ist so, daß die gemeinsame Politik 
aus dem einstimmigen Konsensus der Mit-
gliedsregierungen entstehen soll. Diese Kon-
struktion kann nicht funktionieren, denn sie 
geht davon aus, daß die neun Minister im-
mer die Interessen ihrer Bürger vollständig 
vertreten
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 können. Diese Annahme ist falsch. 
Ein Landwirt der Gegend von Freiburg hat 
vielmehr gemeinsame Interessen mit einem 
Landwirt aus der Gegend von Colmar als mit 
seinem Landsmann, der in Aachen Industrie-
arbeiter ist. Was der Minister in Brüssel ver-
tritt, ist das Interesse seiner Regierung, in der 
sich absolut nicht die Interessen der jeweili-
gen Völker völlig widerspiegeln. Die nur na-
tionale Behandlung der europäischen Proble-
me verfälscht sie, worauf kürzlich Altiero Spi-
nelli in der bereits zitierten Rede hingewiesen 
hat ):

„Der Rat ist eine Versammlung von neun Mi-
nistern, die hinter verschlossenen Türen über 
die Politik der Gemeinschaft, über ihre Ge-
setze, über ihre Ausgaben beschließen, nach-
dem sie so getan haben, als prüften sie die 
Stellungnahmen des Europäischen Parlaments; 
die nach Möglichkeit die Kommission auf das 
Niveau einer Arbeitspapiere vorbereitenden 
Behörde oder eines ehrlichen Maklers zwi-
schen den Regierungen degradieren. Der Rat 
zieht nur deshalb nicht den Haß auf sich, den 
jede derartige Oligarchie normalerweise auf 
sich zieht, weil der anscheinende Exzeß an 
Befugnissen durch die tatsächliche Ohnmacht 
annulliert wird.

Denn wenn die neun Minister sich den Entwurf 
einer gemeinsamen Entscheidung vornehmen, 
dann ist jeder von ihnen durch ein langes und 
komplexes nationales ,Policy making' und 
.Decision making' sozusagen vorprogram-
miert. Nationale Verwaltungen, nationale 
Pressure Groups, nationale Regierung haben 
zusammengewirkt, um das spezielle nationale

23) Altiero Spinelli, a. a. O., S. 10 f.



Interesse zu bestimmen, das dann jeder Mini-
ster im Rat zu vertreten hat. In diesem ganzen 
Prozeß kommt lediglich der nationale Stand-
punkt zu präzisem Ausdruck, weil eben dies 
der Zweck dieses Prozesses ist. Wenn der 
Minister das in Brüssel zu behandelnde Dossier 
erhält, hat er nur noch seine Eloquenz spielen 
zu lassen, um seine These seinen Kollegen 
darzulegen. Doch in diesem Augenblick sind 
die Spiele bereits gemacht, mit Würfeln, die 
im nationalen Sinne verfälscht sind. Der Vor-
schlag der Kommission, den der Rat vor sich 
liegen hat, ist zwar mit einem supranationalen 
Verfahren erarbeitet worden und ist also in 
der Regel Ausdruck des gemeinsamen Interes-
ses; aber er ist nur ein schwaches Arbeitspa-
pier, das der Rat gegebenenfalls nur wenig zu 
beachten braucht, weil keine europäische poli-
tische Kraft hinter diesem Dokument steht.

Es ist einfach absurd zu glauben, daß neun ge-
trennte Beschlußverfahren, die sich auf jeweils 
neun politische, wirtschaftliche und admini-
strative Gleichgewichte stützen, permanent 
durch eine Art von präetablierter Harmonie 
zu konvergierenden Ergebnissen führen kön-
nen.

Man hört oft sagen, das ganze Übel käme da-
her, daß das Mehrheitsvolumen im Rat abge-
schafft wurde, und die ganze Maschine werde 
wieder in Gang kommen, wenn der Rat wieder 
mit Mehrheit entscheiden könne. Aber die Kri-
tik muß sehr viel radikaler sein.

Erstens sind nämlich wichtige Fälle, in denen 
die Verträge nicht die Einstimmigkeit im Rat 
vorsehen, sehr selten. Alle neuen Politiken, 
die Regionalpolitik, die Energiepolitik, Indu-
striepolitik, Währungspolitik, Umweltpolitik, 
die Erweiterung der internationalen Befugnisse 
usw. müßten jedenfalls auch nach dem Römi-
schen Vertrag einstimmig beschlossen werden.

Zweitens ist, solange die Staaten als solche 
die Entscheidungsbefugnisse behalten, der ein-
stimmige Konsensus, das Liberum Veto, eine 
logische Notwendigkeit, wie man in jedem 
Handbuch des Völkerrechts nachlesen kann.

Das Übel liegt darin, daß man zwar anerkannt 
hat, diese und jene Materie sei von gemein-
samem Interesse, daß man aber die Macht, 
über sie zu entscheiden, in den Händen der 
Staaten belassen hat, daß also weiterhin als 
internationaler Rechtsgegenstand behandelt 
wird, was inzwischen Gegenstand des inner-
europäischen Gemeinschaftsrechts sein müß-
te."

Aber das Brüsseler System ist nicht nur inef-
fektiv, es diskreditiert auch die europäische 
Einigung.

Die Föderierung Europas

In dieser Situation gibt es nur eine Lösung. 
Europa kann nicht zur lebendigen Realität 
werden, wenn es in den Händen von Minister-
räten bleibt, die hinter verschlossenen Türen 
tagen. Es kann nur entstehen, wenn die le-
bendigen Gruppen und gesellschaftlichen 
Kräfte in der Lage sind, zum Aufbau des ge-
meinsamen Europas entscheidend beizutragen. 
Nur die gewählten Vertreter der Völker, die 
in einem dauernden Dialog mit der Basis ste-
hen, die von dieser durch Wahlen berufen 
und abberufen werden können, sind in der 
Lage, einen Konsensus zu finden, der ein trag-
fähiges Fundament zur Entwicklung eines 
europäischen Gemeinschaftswillens abgeben 
kann. Gewählte Parlamente sind das zentrale 
Element der repräsentativen Demokratie. Ihre 
faktische (wie im Nationalstaat) oder vertrag-
liche (wie bei allen europäischen Gemeinschafts-
organisationen) Schwächung muß zum Abster-
ben des demokratischen Systems führen.

Die sofortige direkte Wahl und die Kompe-
tenzerweiterung des Europäischen Parlaments 
wäre demnach die wichtigste Aufgabe. Aber 
auch dies würde die Probleme nicht ganz lösen, 
denn der Europäischen Gemeinschaft fehlen 
entscheidende Zuständigkeiten zu deren Lö-
sung. Immer klarer wird (un
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d dies haben in-
zwischen auch die Regierungschefs eingese-
hen), daß jede Wirtschaftspolitik des politi-
schen Ziels bedarf und daß sie, wenn sie iso-
liert betrieben wird, zu Fehlentwicklungen füh-
ren muß. Wirtschaft ist für den Menschen da; 
ihr müssen gesellschaftspolitische Ziele ge-
steckt werden — nicht umgekehrt. Die zuneh-
mende Kritik, besonders junger Menschen, an 
der Europäischen Gemeinschaft )  ist darauf 
zurückzuführen, daß die Gemeinschaft keine 
politischen Ziele stecken kann, auf die „hin-
ge wirtschaftet" werden soll.

Allein die Entwicklung der Rechte des Euro-
päischen Parlaments löst also die Probleme 
nicht. Was nötig ist, ist die Schaffung des 
europäischen Bundesstaates, der über alle we-
sentlichen Kompetenzen verfügt und in dem 
das Prinzip der Subsidiarität gewahrt bleibt,

24) S. z. B. Erwin Häckel u. Wolfram Elsner, Kritik 
der jungen Linken an Europa, Bonn 1973. 



damit individuelle, regionale, nationale und 
europäische Interessen in einem ausgewoge-
nen Verhältnis stehen. Die Forderung nach 
der Europäischen Union der Staats- und Re-
gierungschefs weist in diese Richtung. Die 
Ausarbeitung einer europäischen Verfassung 
kann aber nicht die Sache von Ministerräten, 
das heißt im Klartext von Beamten sein. Sie 
muß in die Hände der Vertreter der Völker 
gelegt werden.
Das Europäische Parlament mit seiner über 
zwanzigjährigen Erfahrung im transnationalen 
Parlamentarismus könnte der Ort sein, wo 
diese Verfassung entstehen könnte, wenn man 
es damit beauftragen würde oder wenn es 
sich das Recht dazu nehmen würde, wie sich 
der Kongreß von Philadelphia das Recht 
nahm, die Verfassung der amerikanischen Fö-
deration zu schaffen.

Blick nach vorn

Für diejenigen, die es gewohnt sind, allein 
mit dem Blick in die Vergangenheit die Politik 
zu betrachten, scheint diese Forderung fast un-
vorstellbar und zu revolutionär. Aber beim 
Blick in die Zukunft gibt es keine andere Lö-
sung, wenn Europa nicht abdanken will.

Welches sind die großen Aufgaben?

1. Die Schaffung der europäischen Fördera-
tion ist kein Selbstzweck und auch keine ein-
fache Vergrößerung des europäischen Natio-
nalstaats in eine europäische Dimension. Viel-
mehr kommt es darauf an, die zwischenstaat-
liche Anarchie durch die Einführung des demo-
kratischen und föderalen Systems zu zivilisie-
ren. In der Auseinandersetzung um den Weg 
dieser Welt muß Europa seinen Ordnungsbei-
trag leisten, nicht durch die Vergrößerung 
etatistischer Macht, sondern durch eine Demo-
kratisierung der Machtbeziehungen zwischen 
seinen Gliedern, die eine effiziente Politik auf 
der Grundlage eines gemeinsamen Rechts er-
möglicht.
2. Föderierung aber bedeutet zugleich Demo-
kratisierung nach unten. Sie ist keine Über-
tragung von Machtbefugnissen von einer 
anonymen Macht auf die andere, sondern sie 
bedeutet die unmittelbare Mitwirkung eines 
jeden Betroffenen an der Regelung der Pro-
bleme seiner Lebens- und Wirkungsgemein-
schaft. Die nur nationale Sicht der Politik ver-
fälscht die Dinge auch hier, wie die regionalen 
Notstandsgebiete in der Europäischen Ge-
meinschaft beweisen. Selbstbestimmung der 

Menschen, der lebendigen Gruppen und Re-
gionen, ist das Gebot des Föderalismus, das 
durch den schwachen Nationalstaat ständig 
gefährdet wird.

3. Die Industriestaaten der Erde stehen am 
Ende jener Entwicklung, die durch das hem-
mungslose Wachstum und den rücksichtslosen 
Ge- und Verbrauch der Rohstoffe dieser Erde, 
ohne Schonung der Ökologie, der Umwelt und 
der Lebensbedingungen für die später folgen-
den Generationen gekennzeichnet ist. Kein 
europäischer Staat allein kann angesichts der 
Interdependenz und der Konkurrenz aus die-
sem System des ökonomischen Wettkampfs 
ausscheren. Europa als Ganzes, zumindest aber 
die Europäische Gemeinschaft als Anfang, 
kann im Innern beginnen, solidarisch neue 
Entwicklungstendenzen und, nach außen 
gleichberechtigt mit den übrigen Großmäch-
ten, einen Dialog in dieser Richtung an-
zustreben. Jeder europäische Nationalstaat, 
der diese Politik allein versuchen würde, 
müßte schon an der Macht der multinationalen 
Konzerne scheitern, die er nicht beeinflussen 
kann.
4. Während also die Industriestaaten zu einer 
Politik des gebremsten Wachstums und des 
„recycling" kommen müssen, müssen sie an-
dererseits zugleich eine uneigennützige Poli-
tik der Entwicklung der armen Länder stärker 
als bisher betreiben. Der Weltsozialkonflikt, 
der von Jahr zu Jahr größer wird, fordert zu 
einer entschlossenen Antwort heraus.

Alle diese Aufgaben — hier konnten sie nur 
bruchstückhaft angedeutet werden — sind im 
europäischen Gegeneinander unlösbar. Sogar 
die Dimension der Europäischen Gemeinschaft 
ist für Weltprobleme schon zu klein. Im Dia-
log der Weltmächte könnten aber die euro-
päischen Staaten durch die Gemeinschaftsbil-
dung zumindest eine viel wichtigere Rolle als 
heute spielen.

Bleibt eine letzte Frage. Würden die Völker 
Europas einer solchen Politik zustimmen, auch 
wenn ein Nullwachstum die Konsequenz wäre 
und Opfer verlangt würden? Diese Frage ist 
theoretisch nicht beantwortbar. Aber der Au-
tor ist davon überzeugt, daß eine Gemeinschaft, 
die zukunftsweisende Ziele und Aufgaben auf-
zeigt und ihre Bürger daran gleichberechtigt 
und solidarisch beteiligt, vielmehr Zustim-
mung erhält als eine Summe kleiner Staa-
ten, die in bürgerferner Technokratie verhar-
ren und die mehr und mehr die Fähigkeit ver-
lieren, Antworten auf die entscheidenden Fra-
gen der Zeit zu geben.



Jürgen Weber

Perspektiven für den Europarat

Vorbemerkung

Daß der Europarat am 5. Mai 1974 bereits 25 
Jahre besteht, dürfte einer breiteren Öffent-
lichkeit kaum bewußt sein. Was die europä-
ischen Angelegenheiten betrifft, so konzen-
triert sich die Aufmerksamkeit der politisch 
interessierten Bürger auf das nicht immer 
ganz durchsichtige, aber folgenreiche Treiben 
und Streiten der EG und ihrer Mitglieder. Der 
Unterschied zwischen dem Europäischen Par-
lament und der Beratenden Versammlung 
muß häufig erst ausdrücklich erläutert wer-
den, und sogar in den Redaktionen großer Ta-
geszeitungen scheint sich manchmal sprachli-
che Verwirrung breitzumachen, wenn von 
einer Sitzung des jeweiligen parlamentari-
schen Gremiums in Straßburg zu berichten 
ist. Die Tätigkeiten des Europarats haben of-
fensichtlich einen nur geringen Nachrichten-
wert. Die sporadische Berichterstattung über 
den Europarat in Zeitungen und Nachrichten-
sendungen wird völlig überlagert von einer 
Flut von Interviews, Stellungnahmen, Diskus-
sionsrunden, Kommentaren und Informationen 
über Tagungen des Ministerrats der EG, über 
Forderungen, Angebote und Beschwörungen 
einzelner Mitgliedstaaten, über Anregungen 
der Kommission und über die Versuche und 
das häufige Scheitern gemeinsamer politi-
scher Aktionen.

Es kann daher nicht verwundern, daß in den 
vergangenen Jahren immer wieder die Frage 
nach der Daseinsberechtigung der Straßbur-
ger Organisation aufgeworfen und mit schö-
ner Regelmäßigkeit auch ihr baldiges Ende 
vorausgesagt wurde. Skeptische Beobachter 
lassen sich auch nicht dadurch günstiger 
stimmen, daß der Europarat allen Unkenrufen 
zum Trotz ein Vierteljahrhundert lang seine 
Lebensfähigkeit unter Beweis gestellt hat. In 
dieser Tatsache erblicken sie nur eine Bestä-

Mit freundlicher Genehmigung des Europa Union 
Verlages in Bonn wird dieser Beitrag aus dem in 
Kürze erscheinenden Sammelband „25 Jahre Euro- 
parat — Bilanz und Perspektiven", hrsg. vom Insti-
tut für Europäische Politik, als Vordruck veröffent-
licht.

tigung mehr für das bekannte Phänomen, daß 
Organisationen aller Art dahin tendieren, ein 
großes Beharrungsvermögen zu entwickeln 
und ihren Daseinsgrund nicht selten in sich 
selbst und in ihrer Erhaltung zu sehen oder, 
wie man es noch boshafter ausdrücken kann,

daß sie vor allem die Probleme lösen, die es 
ohne sie nicht gäbe.

Vor dem Hintergrund solcher Beobachtungen 
über den relativ geringen Stellenwert des Eu-
roparats im Wahrnehmungsfeld der politisch 
interessierten Bürger, aber auch der Massen-
medien und nicht zuletzt der Politiker selbst, 
erhält dieser Jahrestag eine besondere Bedeu-



tung. Er bietet eine günstige Gelegenheit, um 
das Informationsdefizit über den Europarat 
abzubauen. Solche Jubiläen sind aber auch 
der Gefahr ausgesetzt, daß sie zum Anlaß ge-
nommen werden, um einseitig zu bilanzieren 
und zu rechtfertigen, ohne auch kritisch be-
stimmte Entwicklungen zu überprüfen oder 
gar die Zukunft in die Betrachtung miteinzu-
beziehen. Wehmütige Erinnerungen an uner-
füllt gebliebene Ziele sind jedoch zur Lösung 
aktueller und konkreter Probleme in Europa 
ungeeignet. Dieses Datum sollte daher ge-
nützt werden, um eingefahrene Prozeduren 
und Überzeugungen neu zu überdenken.

Reformdiskussionen sind im Europarat nichts 
Neues. Das Unbehagen an seinen unzurei-
chenden Befugnissen und an der Kluft zwi-
schen den in der Versammlung debattierten 
Empfehlungen und ihrer geringen Wirkung 
auf die nationalen Politiken wurde in der 
Vergangenheit immer wieder artikuliert und 
von der Versammlung zum Anlaß genommen, 
um die Aufgabe des Europarats deutlicher zu 
definieren. Die Erweiterung der EG hat er-
neut und noch drängender die Frage nach sei-
ner zukünftigen Rolle aufgeworfen. Während 
in früheren Jahren die Initiative zu solchen 
Diskussionen bei einzelnen Abgeordneten lag, 
zeigen sich nunmehr Versammlung und Mini-
sterkomitee gemeinsam entschlossen, die Auf-
gaben und Arbeitsmethoden des Europarats 
präziser zu bestimmen. Der Reverdin-Bericht 
der Beratenden Versammlung (1973) und der 
Bericht einer vom Ministerkomitee eingesetz-
ten Arbeitsgruppe (1974) liegen als Ergebnis 
dieser Absicht vor1). Auf der Basis einer ein-
gehenden Prüfung der Vorstellungen der Re-
gierungen der Mitgliedstaaten über die zu-
künftige Rolle des Europarats sowie zahlrei-
cher Sondierungsgespräche in anderen zwi-
schenstaatlichen Organisationen werden eine 
ganze Anzahl von Vorschlägen unterbreitet. 
Gemeinsam ist beiden Berichten, daß der Eu-
roparat „stromlinienförmiger" werden soll. 
Die Anregungen laufen auf eine Modernisie-
rung und Effektivierung seiner Arbeitsmetho-
den und eine stärkere Konzentration in sei-
nen zwischenstaatlichen Kooperationsvorha-
ben hinaus. Gemeinsam ist den Berichten 

1) Document 3281 (1973): Rapport sur la mission 
du Conseil de l'Europe; Document 3386 (1974): Rap-
port sur le röle futur du Conseil de l'Europe; vgl. 
auch Document 3115 (1972): Rapport sur les pro-
longements politiques de l'elargissement de la 
Communaute Economique Europeenne; Document 
3243 (1973): Rapport introductif du groupe de tra-
vail sur le röle futur du Conseil de l'Europe.

2) Assemblee Consultative (25) Compte Rendu 
Officiel 3 — 15. 5. 73 (zit. als AS [x] CR y).

auch die Tendenz, nur solche Vorschläge zu 
machen, für die eine allgemeine Zustimmung 
der Mitgliedsregierungen zu erwarten ist. 
Folglich sucht man vergeblich nach Aussa-
gen, die entscheidende Neuerungen empfeh-
len. Der Berichterstatter und frühere Präsi-
dent der Beratenden Versammlung, Reverdin, 
sprach daher auch von einem „realistischen 
Bericht über das, was zur Zeit möglich" 2) sei. 
Der Bericht spiegelt den aufgefundenen Kon-
sens zwischen den nationalen Außenministe-
rien wider, und das ist gleichbedeutend mit 
dem kleinsten gemeinsamen Nenner. Unab-
hängig davon muß die an mehreren Stellen 
des Berichts und in der Debatte zum Aus-
druck gebrachte Entschlossenheit der Bera-
tenden Versammlung, eine Politik der „offe-
nen Tür" im Rahmen der gesamteuropäischen 
Kooperation zu verfolgen, ebenso positiv ver-
merkt werden wie das Ziel, mit allen der Or-
ganisation zur Verfügung stehenden Mitteln 
die Integrationspolitik der EG zu ergänzen 
und nicht in ein falsch verstandenes Konkur-
renzverhältnis zu treten.

So begrüßenswert die von den beiden politi-
schen Organen des Europarats vorgebrachten 
Vorschläge im einzelnen auch sind, so unbe-
friedigend wirken sie in einer längerfristigen 
Perspektive. Was als realistischer Ansatz er-
scheint, kann auf Dauer dazu führen, daß der 
Europarat, wie so oft, die weiteren politi-
schen Entwicklungen kommentiert, anstatt sie 
zu beeinflussen. Dies gilt vor allem für die 
Kooperation zwischen Ost und West. Selbst-
verständlich sind Maßnahmen zur Rationali-
sierung seiner Tätigkeiten und zur Verbesse-
rung seiner Beziehungen zu anderen interna-
tionalen Organisationen, vor allem im Hin-
blick auf eine sinnvoll zu gestaltende Konsul-
tationspraxis mit der EG, äußerst wichtig, 
denn nur dann kann sein politisches und 
technisches Kooperationspotential ganz aus-
geschöpft werden. Solange aber alle Überle-
gungen in einem relativ eng begrenzten Rah-
men erfolgen, der weitgehend von den Kon-
stanten der bisherigen Politik und des für un-
veränderlich geltenden Statuts geprägt wird, 
bleibt die Zukunft des Europarats eine unge-
löste Frage. Allein innovatorische Ansätze 
können zur stärkeren Aktivierung der Orga-
nisation beitragen. Die Überprüfung und Ver-
besserung ihres prozeduralen und technischen 
Instrumentariums bilden einen ersten Schritt, 
der aber nur dann sinnvoll ist, wenn er zu be-



gründeten Überlegungen über die funktionale 
Einordnung der Organisation in den Prozeß 
der in Europa angestrebten politischen Ziele 
führt. Reparaturen am Getriebe der Organisa-
tion können die Diskussion — und natürlich 
eine darauf bezogene Entscheidung — über 
die Route, die sie in der europäischen politi-
schen Landschaft der nächsten Jahre einzu-
schlagen gedenkt, nicht ersetzen. Um Einfluß 
ausüben zu können, braucht der Europarat 
das Interesse der Öffentlichkeit Dieses ge-
winnt er nur, wenn er ein überzeugendes 
Konzept seiner Aktionsmöglichkeiten und sei-
ner Ziele im Feld der europäischen Politik 
entwirft, das die Vorzüge dieser Organisation 
und ihre noch unerschlossenen Entwicklungs-
möglichkeiten deutlich macht.

Im folgenden sollen Elemente eines solchen 
zukunftsgerichteten Entwurfs skizziert wer-
den. Wir beabsichtigen dabei nicht, die im 
Europarat angestellten Überlegungen zu do-
kumentieren und von dieser Perspektive aus 
zu argumentieren — eine Perspektive, die 
eine größere Affinität zum Status quo und zu 
den hergebrachten Praktiken aufweist als 
eine Betrachtungsweise, die aus einer interes-
senmäßigen Distanz zum Untersuchungsge-
genstand erfolgt. Unser Ziel ist es vielmehr, 
eine Ortsbestimmung des Europarats in einer 
längerfristigen Perspektive zu entwerfen, die 
den Ansätzen zur „Betriebsblindheit" entge-
genzuwirken vermag, die einer solchen Orga-
nisation innewohnen. Es sollen Entwicklungs-

chancen verdeutlicht werden. Diese ergeben 
sich weder aus einer einfachen Fortschrei-
bung des gegenwärtigen Zustandes noch aus 
einem realitäts- und praxisfernen Sprung in 
eine neue Qualität der Tätigkeitsmerkmale 
des Europarats. Sie hängen von Optionen ab, 
die im Europarat getroffen werden müssen, 
und zugleich von äußeren Einflüssen, denen 
er ausgesetzt ist. Um genauere Aussagen ma-
chen zu können, müssen die Möglichkeiten 
der Straßburger Organisation im Koordinaten-
system der angestrebten Europäischen Union 
und der ebenfalls für wünschenswert erachte-
ten gesamteuropäischen Kooperation ausgelo-
tet und den politischen und organisatorischen 
Bedingungen entsprechend optimiert wer-
den.

Unseren Überlegungen liegen zwei Prämissen 
zugrunde.

1. Die Mitgliedstaaten sehen im Europarat 
mehr als ein Symbol für europapolitische 
Blütenträume, die nicht reifen konnten, und 
dem sie eine pietätvolle Reverenz auch in Zu-
kunft nicht verweigern wollen; sie sind viel-
mehr entschlossen, sich seines Potentials zur 
aktiven Mitgestaltung der Lebensbedingungen 
in Europa zu bedienen.

2. Die Reaktionen des Subsystems Europarat 
auf die politischen Entwicklungen im Gesamt-
system Europa sind Einflußfaktoren in diesem 
Prozeß und müssen folglich in diesem größe-
ren Zusammenhang gesehen werden.

I. Der Europarat als ein Element bei den Bemühungen um 
Friedenssicherung und Daseinsvorsorge in Europa

Häufig wurde der Europarat metaphorisch 
umschrieben als „lebende Pflanze", „Ide
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enla-
bor", „Scheinwerfer auf der Straße zur euro-
päischen Einigung" 3), als „Gesetzgeber Euro-
pas" ), als Mittler zwischen dem Möglichen 
und Wünschenswerten5), „Kristallisations-
symbol des europäischen Gedankens",
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 „Pfei-
ler der UNO", „Wahrer des westlichen Hu-
manismus" ) und in zahlreichen anderen Bil-

3) Charles Melchior de Molenes, L’Europe de Stras-
bourg. Une premiere experience de parlementa-
risme international, Paris 1971.
4) W. J. Ganshof van der Meersch, Organisations 
europeennes I, Brüssel—Paris 1966, S. 402.
5) Document 2116 (1966): Rapport sur la politique 
generale du Conseil de l'Europe.
6) Document 2273 (1967): Fonction et avenir du 
Conseil de l'Europe.

7) Claus Schöndube, Skeptische Gedanken zum Eu-
ropatag 1969, in: Aus Politik und Zeitgeschichte
B 18/1969, S. 4.

dem. Ob aus allen diesen Begriffen nicht eine 
gewisse Unsicherheit darüber zum Ausdruck 
kommt, welche Rolle dem Europarat zugewie-
sen werden soll, nachdem seine „revolutionä-
re Phase"7) bereits 1951 ohne den erhofften 
Erfolg zu Ende ging, und er nicht zu einer eu-
ropäischen politischen Behörde mit be-
schränkten Funktionen, aber realen Machtbe-
fugnissen wurde, bleibe einmal dahingestellt. 
Sicherlich sind jene Charakterisierungsversu-
che nicht unbegründet, wohl aber unzurei-
chend. Aus ihnen lassen sich nur schwer kon-
krete Perspektiven ableiten. Eine empi-
risch tragfähige Ortsbestimmung des Euro-



parats im Rahmen der innereuropäischen Ent-
wicklungen der nächsten Jahre darf sich 
nicht mit der verengten Perspektive einer 
sich selbst genügenden Organisationsegozen-
trik begnügen. Die Rolle des Europarats läßt 
sich nur bestimmen vor dem Hintergrund der 
in Europa stattfindenden Veränderungen in 
den zwischenstaatlichen Beziehungen und der 
Herausbildung neuer Entscheidungszentren 
und transnationalen Strukturen. Das bedeutet, 
daß nach seinem Beitrag zur westeuropä-
ischen Integration und gesamteuropäischen 
Kooperation zu fragen ist. Anders formuliert: 
In welcher Weise kann der Europarat sinn-
voll und effektiv bei der subregionalen und 
regionalen Friedenssicherung und Daseins-
vorsorge in Europa eingesetzt und wie kann 
seine Kapazität voll genutzt werden? Die 
Aussagen des Statuts über seine Aufgaben 
müssen auf diese beiden Ziele bezogen wer-
den. ,

Friedenssicherung und Daseinsvorsorge 
sind die beiden fundamentalen, eng miteinan-
der verbundenen, in manchen Bereichen so-
gar identischen Aufgaben jeglicher Staatstä-
tigkeit. Diese Aufgaben erfordern heute Res-
sourcen, Techniken und Planungen, die in zu-
nehmendem Maße die Möglichkeiten der Ein-
zelstaaten übersteigen und zu Problemen gan-
zer Regionen werden. Unter Daseinsvorsorge 
ist die Gesamtheit der wirtschaftlichen, sozia-
len, wissenschaftlichen, kulturellen und im 
weitesten Sinn technischen Dienstleistungen 
gemeint, von denen die Existenz des einzel-
nen Bürgers in der modernen Industriegesell-
schaft abhängt. Gesundheitswesen, Energie-
versorgung, Bildungswesen, Wirtschafts-
wachstum, Umweltschutz sind nur einige 
Stichpunkte, die zeigen, daß die Sicherung 
der Lebensgrundlagen unter den Bedingungen 
der modernen Industriegesellschaft schon 
längst die individuelle Leistungskraft des ein-
zelnen Bürgers übersteigen und zu staatlichen 
Aufgaben geworden sind, die wegen ihrer 
Größenordnungen dahin tendieren, im Ver-
bund mit anderen Staaten gemeinsam gere-
gelt zu werden. Friedenssicherung ist mehr 
als nur die Regelung oder Vorbeugung even-
tueller militärischer Konflikte — ein Bereich, 
der dem Europarat gemäß seines Statuts ent-

zogen ist—, Friedenssicherung läßt sich um-
fassender als ein Prozeß der friedlichen Ver-
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änderung der Kommunikation, der Erwartun-
gen, der Produktion und der Allokation von 
Werten ) beschreiben, der die Beziehungen 
der Staaten neu gestaltet.

Alle Staaten in Europa, ungeachtet ihrer ideo-
logischen, politischen und gesellschaftlichen 
Gegensätze, sind mit diesen beiden elementa-
ren Aufgaben ständig konfrontiert. Ihre kon-
kreten Antworten auf diese Herausforderun-
gen freilich sind so vielfältig und gegensätz-
lich wie ihre Bündnisverpflichtungen, Feind-
bilder, Wertvorstellungen und historischen 
Erfahrungen. Es bleibt also das Problem be-
stehen, Wege zu finden, um die Interaktionen 
zwischen den Staaten und Staatengruppierun-
gen in Europa, aber auch zwischen sozialen 
und wirtschaftlichen Organisationen so zu 
verändern, daß jene Ziele optimal verwirk-
licht werden können. An diesem Punkt wen-
den sich unsere Überlegungen wieder dem 
Europarat zu.

Um seine zukünftige Rolle zu bestimmen, 
müssen drei Fragen beantwortet werden:
1. In welchen politischen und/oder geogra-
phisch definierten Interaktionsfeldern kann 
der Europarat einen sinnvollen Beitrag zur 
Daseinsvorsorge und Friedenssicherung lei-
sten?
2. Welche speziellen Funktionen kann er da-
bei erfüllen?
3. über welche Aktionsmöglichkeiten ver-
fügt er, um seiner Rolle gerecht zu werden?

Interaktionsfelder, Funktionen und Aktions-
weisen sind in der politischen Realität aufein-
ander bezogen. Die Funktionen und Aktions-
weisen der Organisation hängen vom jeweili-
gen Interaktionsfeld ab und dürfen daher 
auch nicht getrennt behandelt werden. Auf 
dem europäischen Schauplatz lassen sich 
zwei Interaktionsfelder unterscheiden: die Eu-
ropäische Union und die gesamteuropäische 
Kooperation.

8) Gerda Zellentin, Intersystemare Beziehungen in 
Europa, Leiden 1970, S. VII.



II. Der Europarat und die Europäische Union

Die auf der Pariser Gipfelkonferenz von 1972 
für 1980 anvisierte Vollendung der Wirt-
schafts- und Währungsunion der EG-Staaten 
ist die politische Willenserklärung für einen 
sich in Etappen vollziehenden Integrations-
prozeß, der schließlich die wichtigsten politi-
schen Entscheidungsbereiche umfassen und in 
einer politischen Union kulminieren soll. Die 
damit eingeleitete Entwicklung soll vom er-
sten Europa der Zollunion und der gemeinsa-
men Agrarpolitik der Neun zum dritten Euro-
pa führen. Dahrendorf schreibt dazu: „Der 
Zeitraum des zweiten Europa ist der zwischen 
der Europäischen Gemeinschaft von heute 
und der Europäischen Union von übermorgen. 
Das heißt vor allem, daß das zweite Europa 
kein Ziel an sich selbst ist; es ist nichts ande-
res als ein Stück des Weges durch den noch 
weißen Fleck der Landkarte unserer Zukunft. 
Ich verstehe das zweite Europa also nicht em-
phatisch, in großen Buchstaben, als Ersatz des 
Bisherigen oder neue Version des Erstrebten, 
sondern praktisch, als effektive Fortsetzung 
der bestehenden Europäischen Gemeinschaft 
und aller anderen Formen der Zusammenar-
beit in Richtung auf die Europäische Union, 
damit als bleibende Markierung des Weges 
voran."9 )

9) Ralf Dahrendorf, Plädoyer für die Europäische 
Union, München—Zürich 1973, S. 15. 10) ebd., S. 16.

Das dritte Europa ist zunächst nicht mehr als 
eine konkrete Utopie, wie optimistisch man 
auch immer die Zukunft beurteilen mag. Mö-
gen davon auch Handlungsimpulse ausgehen, 
im Konfliktfall besitzt dieses Ziel noch-immer 
einen geringeren Stellenwert als etwa natio-
nale währungspolitische Interessen, die die 
Vollbeschäftigung und die Exportfähigkeit 
der einheimischen Industrie betreffen. Alle 
Erfahrungen sprechen dafür — und das Aus-
scheiden Frankreichs aus dem europäischen 
Währungsverbund Anfang 1974 ist nur eine 
Bestätigung—, daß die Entwicklung zur Euro-
päischen Union diskontinuierlich verlaufen 
und mehr Zwischenlösungen als endgültige 
Ergebnisse hervorbringen wird. Dahrendorfs 
Plädoyer für die pragmatischen Lösungen der 
Probleme innerhalb und außerhalb der vor-
handenen Institutionen der EG im Hinblick 
auf die angestrebte Europäische Union und 
seine gut begründete Ablehnung dessen, was 
man technokratischen Puritanismus nennen 
könnte, bringen ein bei vielen Bürgern, aber 
auch unter engagierten Europäern weitver-

breitetes Unbehagen über die undurchsichti-
gen und schwerfälligen, immer häufiger von 
nationalen Egoismen bestimmten Entschei-
dungsprozeduren in Brüssel zum Ausdruck. 
Die Offenheit für verbesserte, neue und zu-
sätzliche Formen der politischen Zusammen-
arbeit ist die Voraussetzung dafür, daß aktu-
elle Probleme der neun Mitgliedstaaten ge-
meinsam und effektiv gelöst werden, um dem 
Ziel einer Europäischen Union schrittweise 
näher zu kommen, das in seinen Konturen 
noch sehr- unscharf ist, aber ungeachtet dessen 
als eine Herausforderung an die politische 
Phantasie der Europäer schöpferische Energi-
en freisetzen kann.

Die Ungewißheit über das dritte Europa, über 
seinen geographischen Umfang und seine in-
nere Struktur, ist zugleich eine Chance für 
experimentellere Politiken, die mehr der 
Überzeugungskraft praktischer Fortschritte 
und gelöster Probleme als den angeblichen 
Sachzwängen von Verträgen vertrauen. In 
diesem Sinn gilt es, die vorhandenen Mög-
lichkeiten der EG voll und ganz auszuschöp-
fen. Dies heißt aber nicht, daß jeder Blick 
über die damit gezogenen institutioneilen 
Grenzen hinweg ausgeschlossen sein muß. 
Das hat Dahrendorf sehr plastisch so ausge-
drückt: „Das vorhandene Gebäude ist nicht 
nur zu klein, es ist auch merkwürdig ange-
legt, hat mehr Wirtschafts- als Wohnräume, 
viel zu wenig Fenster und eine Klimaanlage, 
die drinnen ständig eine leichte Föhn-Atmo-
sphäre hervorruft. Das fördert weder die 
Stimmung noch den Kreislauf noch die Be-
weglichkeit und spiegelt im übrigen sowohl 
eine unbegründete Milde als auch eine fal-
sche Nähe des Entfernten vor. Da muß repa-
riert werden. Da muß aber auch die Frage ge-
stellt werden ob das ganze Europa in den 
kommenden Jahren überhaupt in einem einzi-
gen Haus Platz finden muß, ob es nicht besser 
ist, eine bunte Siedlung zu errichten, die für 
viele Temperamente und Bedürfnisse Platz 
hat, öb also eine lockere, offene Bauweise 
nicht am Ende mehr Menschen besser unter-
bringt. Die Europäische Union wird dann eine 
lebendige Stadt und nicht ein durch An- und 
Umbauten vollends unübersichtlich gemach-
tes Wohnmonstrum. "10 )

Aus mehreren Gründen erscheint uns diese 
Argumentation überzeugend zu sein. Erstens, 



weil das empfohlene pragmatische Vorgehen, 
fernab von jedem übertriebenen Institutiona-
lismus, aber auch frei von theoriegläubiger 
Innovationssucht, den politischen Möglichkei-
ten der zur gemeinschaftlichen Zusammenar-
beit entschlossenen Regierungen am nächsten 
kommt. Zweitens, weil das Ziel der Europä-
ischen Union höher bewertet wird als jede eu-
ropapolitische Dogmatik, die genau vor-
schreibt, welche Wege dorthin einzuschlagen 
sind. Drittens, weil sich aus diesem realisti-
schen Ansatz die Perspektiven ergeben, die 
unseren Überlegungen über die zukünftige 
Rolle des Europarats entsprechen.

Wenn die Europäische Union als gemeinsa-
mes Ziel der westeuropäischen Staaten zu ei-
ner greifbaren Realität werden soll, dann muß 
das zweite Europa zu einer Phase des „trial 
and error", der Erprobung zusätzlicher politi-
scher Kommunikationskanäle und erweiterter 
Kooperationsformen werden. In diesem Sta-
dium der Entwicklung sollte die europäische 
Integration auf mehreren Beinen stehen, um 
periodischen Rückschlägen auf bestimmten 
Gebieten besser gewachsen zu sein. Je dich-
ter geknüpft das Netz der gegenseitigen Ab-
hängigkeiten ist, um so weniger gefährlich 
sind die an manchen Stellen sichtbar werden-
den Risse. Auf den Europarat bezogen heißt 
dies, daß in dieser Phase der Integration zahl-
reiche Aufgaben erfüllt werden müssen, die 
unverzichtbar sind und auf wenig Aufsehen 
erregende Weise zur Friedenssicherung und 
Daseinsvorsorge beitragen und damit der Idee 
der Europäischen Union weitere Substanz 
verleihen.

Es lassen sich drei wichtige Funktionen des 
Europarats unterscheiden, denen eine ganze 
Fülle verschiedenster Tätigkeiten zuzuordnen 
sind. Es handelt sich um seine

— Brückenfunktion
— Forumsfunktion
— Dienstleistungsfunktion

1. Brückenfunktion

Damit ist die Tatsache angesprochen, daß der 
Europarat eine wichtige Klammer zwischen 
den neun EG-Staaten und seinen übrigen acht 
Mitgliedern (Island, Malta, Norwegen, Öster-
reich, Schweden, Schweiz, Türkei, Zypern) 
darstellt. Die höhere Interaktionsfrequenz der 
Neun birgt unter dem Gesichtspunkt eines 
möglichst umfassenden dritten Europa die Ge-

fahr in sich, daß neue Barrieren entstehen, 
welche die „ins" und die „outs" voneinander 
trennen.

Die Beratende Versammlung und das Mini-
sterkomitee bieten dagegen eine echte Chan-
ce, daß eine solche Aufspaltung in europä-
ische Staaten erster und zweiter Ordnung ver-
hindert werden kann und daß zwischen dem 
gemeinschaftlichen und dem freien Europa 
ein permanenter und formalisierter Gedan-
ken- und Informationsaustausch stattfindet. 
Denn hier haben die kleineren europäischen 
Staaten die Möglichkeit, einen den wirt-
schaftlich und politisch mächtigeren Staaten 
ebenbürtigen Einfluß geltend zu machen und 
ihre sonst häufig übersehene Kompetenz der 
Betroffenheit ins diplomatische Spiel zu brin-
gen. Hinzu kommt, daß sich der in der Bera-
tenden Versammlung institutionalisierte Ge-
dankenaustausch qualitativ von den Kontak-
ten zwischen auftragsgebundenen Regierungs-
vertretern der einzelnen Staaten und Organen 
der EG durch seine parlamentarische Öffent-
lichkeit unterscheidet. Auf dem Straßburger 
Forum können alle anstehenden Fragen unter 
einer originär europäischen Perspektive bera-
ten werden, was der Tatsache Rechnung 
trägt, daß alle Mitgliedstaaten, unabhängig 
von ihrer Zugehörigkeit zur EG, Teile eines 
interdependenten Geflechts von wirtschaftli-
chen und politischen Beziehungen sind und 
somit alle von den in Brüssel gefaßten Be-
schlüssen nachhaltig berührt werden. Daß die 
Beratungen der Parlamentarier im Europarat 
nur zu Willensbekundungen führen, an die 
das Ministerkomitee und die einzelstaatlichen 
Regierungen nicht gebunden sind, vermindert 
den Wert dieser Artikulation europäischer 
Zielsetzungen in keiner Weise. Der Verzicht 
auf diese Form einer parlamentarischen Öf-
fentlichkeit käme einer Diskriminierung der 
Staaten gleich, die im Europäischen Parla-
ment weder Sitz noch Stimme haben. Hinzu 
kommt, daß das dritte Europa eben mehr sein 
soll als ein großer Wirtschaftsverbund, daß 
eine Vielzahl weiterer Bereiche der Daseins-
vorsorge und der Friedenssicherung angegli-
chen, gemeinsam entwickelt und gemeinsam 
überprüft werden müssen.

Auch vor diesem Hintergrund kann kein 
Zweifel daran bestehen, daß rein bilaterale 
Beziehungen einzelner Staaten mit der EG 
keinen Ersatz für die auf Europaratsebene 
vorgenommene Durchleuchtung des Integra-
tionsprozesses und gemeinsam erarbeiteter 
Vorschläge bilden. Diese permanente Diskus-
sion politischer, wirtschaftlicher, sozialer, 



kultureller, wissenschaftlicher und technolo-
gischer Probleme ist eine von mehreren sinn-
vollen Maßnahmen, um denkbaren Tendenzen 
der Entfremdung zwischen einer Kernzone 
und einer Randzone innerhalb der westeuro-
päischen Integration zu begegnen. Die Siche-
rung der Rohstoffbasis und der Energieversor-
gung, aber auch Prioritäten in der For-
schungspolitik und im Verkehrswesen sind 
Fragen, die alle Staaten in Europa betreffen, 
und dabei kann die Beratende Versammlung 
eine nützliche Rolle im Austausch von Infor-
mationen über angestrebte Lösungen einzel-
ner Staaten oder Staatengruppierungen spie-
len.
Der Europarat wird seine Brückenfunktion 
vor allem dann wirkungsvoll ausüben kön-
nen, wenn er in kontinuierlichem Kontakt zur 
EG in Brüssel steht und alle Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit ausschöpft. Der Rever-
din-Bericht und der Bericht des Ministerkomi-
tees haben dazu eine ganze Reihe konkreter 
Vorschläge ausgearbeitet, die auf eine stärke-
re gegenseitige Konsultation zielen11 ). Auf 
der Grundlage eines regelmäßigen Aus-
tauschs von Informationen über Projekte von 
beiderseitigem Interesse auf allen Verwal-
tungsebenen und auf der Ebene des Minister-
komitees sind dann Maßnahmen denkbar, die 
der Harmonisierung dienen.

12) Vgl. zu dieser speziellen Frage: Jürgen Weber, 
Die Bemühungen der Beratenden Versammlung des 
Europarates um Effektivität, in: Europa-Archiv, 
23. Jg. 1968, F. 19, S. 717—724.

Die Bedeutung einer zukünftigen Europä-
ischen Union hängt auch davon ab, daß sie 
möglichst viele Staaten umfaßt, auf welche 
Weise dies auch immer verwirklicht wird. 
Daher ist es wichtig, daß die übrigen Mitglie-
der des Europarats nicht an den Rand der In-
tegrationsbestrebungen gedrängt, sondern in 
der Weise in diesen Prozeß einbezogen wer-
den, daß sie konzeptionell an diesem Ziel mit-
arbeiten können. Es ist wichtig, daß diese 
Mitwirkung sich parlamentarischer Prozedu-
ren bedient und an die Öffentlichkeit appel-
liert. Nur so kann verhindert werden, daß Eu-
ropa noch mehr, als es dies bereits zu sein 
scheint, zu einer Angelegenheit von Berufseu-
ropäern und Konzernen wird, die Bevölke-
rung in den einzelnen Staaten aber der natio-
nalen Handlungsfreiheit wieder oberste Prio-
rität einzuräumen beginnt — mit allen den 
dann voraussehbaren negativen politischen 
und wirtschaftlichen Folgen. Wenn es dage-
gen der Beratenden Versammlung gelingt, als 
attraktive Plattform einen permanenten Dia-
log und Disput zwischen den Repräsentanten 
der verschiedenen nationalen Parlamente

11) Vgl. Anm. 1. 

über alle europapolitischen Zielsetzungen in 
Gang zu halten, wenn sie sich weiterhin und 
verstärkt um die unverzichtbare Rückkopp-
lung mit den nationalen Parlamenten be-
müht 12 ) und schließlich mit gut durchdachten 
Vorschlägen als eine Art politischer Reso-
nanzboden für technokratische Harmonisie-
rungsprojekte an die Öffentlichkeit herantritt, 
dann erfüllt sie eine wichtige Kommunika-
tionsaufgabe für den Integrationsprozeß.

2. Forumsfunktion

Mitbestimmung, Demokratisierung, Chancen-
gleichheit, Bildungsnotstand, Umweltschutz, 
Qualität des Lebens sind nur einige von zahl-
reichen Stichworten, die die öffentliche Dis-
kussion in allen europäischen Staaten bestim-
men und elementare Bedürfnisse, Wünsche, 
Hoffnungen und Ängste der Bürger zum Aus-
druck bringen. Als verbindende europäische 
Elemente treten uns hier die Sorge um die 
Zukunft, die Kritik an der Rationalität des Be-
stehenden, die Suche nach mehr praktizierter 
Gerechtigkeit entgegen. Hier hat der Europa-
rat ein bei weitem noch nicht ausgeschöpftes 
Tätigkeitsfeld. Weil die europäischen Staaten, 
auf lange Sicht gesehen, gemeinsame Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsstrukturen 
schaffen wollen, gilt es heute, die gemeinsa-
men Probleme zu erkennen, sie ins Bewußt-
sein der Öffentlichkeit zu heben und nach Lö-
sungsmöglichkeiten Ausschau zu halten. Es 
handelt sich dabei weniger um Fragen der 
großen Politik und der Wirtschaft, sondern 
um Sachverhalte, die den politischen Prioritä-
tenkatalog, die Wertvorstellungen und das 
Selbstverständnis der Gesellschaften betref-
fen, ohne deren Klärung die Europäische 
Union zu einem rein ökonomischen Gebilde 
wird, das bei den geringsten Schwierigkeiten 
ins Wanken gerät.
Die wissenschaftlich begründeten Warnrufe 
über die Grenzen des Wachstums und eine 
gesteigerte Sensibilität vieler Bürger für die 
Schattenseiten der modernen Technik, die 
Zweifel an der Durchlässigkeit demokrati-
scher Institutionen für gesellschaftliche Be-
dürfnisse und damit an ihrer Legitimität, aber 
auch die zunehmende Bereitschaft, vor allem 
in der jüngeren Generation, politischen Total-
entwürfen und Heilslehren zu vertrauen, las-
sen die in Artikel 1 des Statuts des Europa-



rats formulierten Aufgaben in neuem Licht 
erscheinen. Das gemeinsame politische Erbe 
der Europaratsstaaten, von dem dort die Rede 
ist, ist kein unveränderliches Faktum, das es 
nur noch zu bewahren und zu verteidigen 
gilt, es muß vielmehr den sich wandelnden 
Bedingungen moderner Gesellschaften ange-
paßt, konkretisiert und zu einer für jeden 
Bürger erfahrbaren Realität werden. Unter 
dieser Perspektive eröffnen sich eine ganze 
Reihe von Aufgaben für den Europarat. Er 
verfügt über das nötige breitgefächerte und 
flexible Instrumentarium, um zum idealen Fo-
rum für einen großen europäischen Dialog 
zwischen Politikern, Wissenschaftlern, Publi-
zisten und Vertretern organisierter Interessen 
zu werden. Auf verschiedenen Ebenen und 
mit unterschiedlichen Methoden kann sich 
der Europarat kontinuierlich mit den Fragen 
beschäftigen, die im Zentrum der öffentlichen 
Diskussion stehen, und er kann zugleich die 
Aufmerksamkeit auf neu auftauchende, einer 
breiteren Öffentlichkeit noch nicht bewußte 
Probleme lenken. Verfahrensweisen müssen 
eigens entwickelt werden, die eine solche auf 
Dauer angelegte Beschäftigung des Europa-
rats mit der Zukunft und mit aktuellen gesell-
schaftspolitischen Fragen regeln. Die Forums-
funktion des Europarats bedeutet, daß die 
Versammlung, das Ministerkomitee, Experten-
ausschüsse, Konferenzen und Publikationen 
in einem Verbund eingesetzt werden, um zur 
Klärung solcher Fragen und zur Erarbeitung 
und Propagierung von Lösungen beizutra-
gen.

Eine solche auf Dauer angelegte Diskussion 
und Reflexion der wichtigen gesellschaftspoli-
tischen Herausforderungen unserer Zeit auf 
allen formellen und informellen Ebenen, die 
eine solche Organisation bietet, dienen dazu, 
das Problembewußtsein von Abgeordneten, 
aber auch einer interessierten Öffentlichkeit 
einem gemeinsamen Standard anzugleichen. 
Die Überwindung struktureller Disparitäten 
zwischen den westeuropäischen Staaten ist 
nämlich nicht ausschließlich eine Frage der 
materiellen Harmonisierung verschiedenster 
Lebensbereiche, sondern auch ein Problem 
der Angleichung von Einstellungen und Wert-
haltungen in konkreten Konfliktlagen. Die 
für den Erfolg solcher Aktivitäten unabding-
bare Publizität stellt sich dann ein, wenn die 
Konferenzen, Parlamentarierrunden, Experten-
gutachten, Publikationen und politischen De-
batten des Europarats neue Ideen zutage 
fördern — und wenn kontroverse Positionen 
ausgetragen werden.

Realistischerweise wird man nicht davon aus-
gehen können, daß die angedeuteten Tätigkei-
ten unmittelbare Folgen haben. Es geht 
mehr um Bewußtseinsbildung und -Verände-
rung, um Beeinflussung der Öffentlichkeit 
und der Beteiligten und langfristig auch dar-
um, Entscheidungshilfen für interessierte Re-
gierungen zur Verfügung zu stellen.

Wenn von Perspektiven für den Europarat 
die Rede ist, dann muß ganz deutlich ge-
sagt werden, daß sich die Straßburger Or-
ganisation nicht damit begnügen darf, be-
dächtig die europäischen und weltpolitischen 
Ereignisse zu verfolgen und zu kommentieren. 
Wenn ihr auch echte Befugnisse fehlen, so 
verfügt sie doch über Möglichkeiten, um An-
regungen zu vermitteln, Expertisen zu erar-
beiten, um sich zum Sprachrohr staatsbürger-
licher Kritik an der schwerfälligen Maschine-
rie des Europa der Technokraten zu machen 
und um die Wünsche und Ängste der Bürger 
zu artik

13

ulieren und zu diskutieren. Diese Hin-
wendung zum Bürger ist eine wichtige Bedin-
gung dafür, daß die Europäische Union mehr 
sein wird als eine konkrete Utopie. Der Euro-
parat könnte erste wichtige Schritte in diese 
Richtung unternehmen. Der Europarat kann 
als eine Agentur zur Aufklärung der Öffent-
lichkeit über die gesellschaftspolitischen Di-
mensionen der europäischen Integration und 
zugleich als eine Agentur zur Artikulation 
des in der Bevölkerung vorhandenen Unbeha-
gens an diesem Prozeß wirken. Seine Kontak-
te mit über 100 nichtstaatlichen internationa-
len Organisationen )  müßten zu diesem 
Zweck erheblich erweitert, und vor allem 
durch Verbindungen zu wichtigen nationalen 
Interessengruppen erweitert werden. Durch 
eine solche Zweiwegkommunikation zwischen 
Bürgern und verantwortlichen Politikern 
kann der Europarat seine Kompetenz als ein 
unverzichtbares Forum unter Beweis stellen. 
Das häufig beklagte demokratische Defizit 
der EG kann auf diese Weise sicherlich nicht 
ausgeglichen, aber doch wenigstens abgebaut 
werden.

Die Forumsfunktion bezieht sich auch auf das 
Verhältnis Europas zu außereuropäischen 
Staaten. Die Beratende Versammlung war in 
der Vergangenheit immer wieder eine ge-
schätzte Tribüne, von der aus sich Politiker 
aus aller Welt und Vertreter internationaler 
Organisationen an die Öffentlichkeit in Euro-
pa wandten und den Abgeordneten der Bera-

13) Activites du Conseil de l'Europe. Rapport du 
secretaire general, 1972, S. 131—134.



tenden Versammlung Rede und Antwort stan-
den. Als größtes parlamentarisches Gremium 
in Europa sollte sie alle Initiativen ergreifen, 
um den Dialog mit Repräsentanten der Verei-
nigten Staaten, Japans, der Entwicklungslän-
der und der ölproduzierenden Staaten zu er-
möglichen, der in Straßburg um so offener ge-
führt werden kann, als er ohne Verpflichtun-
gen und ohne sonstige Zwänge erfolgt und 
allein dem Ziel dient, Positionen und Argu-
mente abzuklären und multilaterale Probleme 
gemeinsam zu diskutieren.

3. Dienstleistungsfunktion

Die bisher entworfenen Perspektiven des Euro-
parats wären unvollständig, wenn man seinen 
konkreten Beitrag zur Angleichung der Le-
bensbedingungen der Bürger auf den zahl-
reichen Gebieten jenseits von Handel und 
Wirtschaft außer acht ließe. Die stattliche 
Zahl von rund 80 Expertenkomitees, die auf so 
verschiedenartigen Gebieten wie Sozialord-
nung, Rechtswesen, Gesundheitswesen, Natur-
schutz, Raumordnung, Wissenschaft und Bil-
dung tätig sind, um gemeinsame Abkommen 
zu erarbeiten, und die auf diese Weise bisher 
zustande gekommenen 80 zwischenstaatlichen 
Verträge (Konventionen), unter denen vor 
allem die Europäische Menschenrechtskonven-
tion und die Europäische Sozialcharta heraus-
ragen, beweisen, daß der Europarat hier eine 
nützliche, wenn auch wenig spektakuläre Auf-
gabe erfüllt. Ihn in Zukunft ausschließlich als 
einen Ort der politischen Reflexion, Argumen-
tation und Diskussion sehen zu wollen, hieße 
ihn eines wichtigen Tätigkeitsfeldes zu be-
rauben, auf dem er unmittelbar und mit kon-
kreten Maßnahmen zur Substanz eines ver-
einigten Europa beiträgt. So wichtig seine 
Brücken- und seine Forumsfunktion auch sind, 
sein politisches Gewicht bemißt sich ebenfalls 
danach, wie unmittelbar er mit den realen, sich 
aus den vielfältigen Strukturverschiedenhei-
ten der europäischen Staaten ergebenden Pro-
blemen vertraut ist und zu ihrer Lösung bei-
trägt.

Der. Begriff der Dienstleistungsfunktion be-
zieht sich auf die zwischenstaatlichen techni-
schen Aktivitäten des Europarats. Sein regel-
mäßig fortgeschriebenes Arbeitsprogramm, 
die Konventionen, Expertenkomitees und 
Fachministerkonferenzen bilden ein differen-
ziertes Netz von Kooperationskanälen, das 
den interessierten Staaten zur Verfügung 
steht.

Die in den einzelnen Sachbereichen ange-
strebte Harmonisierung und Standardisierung 
der gültigen Regelungen bzw. die gemeinsa-
me Erarbeitung solcher Regelungen lassen ein 
breitgefächertes Band von Rechtsnormen ent-
stehen. Soweit diese Normen von den einzel-
nen Staaten in Kraft gesetzt werden, führt 
dies — langfristig gesehen — zur sektoralen 
Angleichung der unterschiedlichen strukturel-
len Bedingungen in den einzelnen Staaten. 
Für sich genommen mögen die Ergebnisse 
dieser Bemühungen von nur untergeordneter 
Bedeutung sein — Vereinheitlichung der 
Adoptionsvorschriften, der Ausbildungsord-
nungen für Krankenschwestern, des Tier-
schutzes, des Niederlassungsrechts, der Aner-
kennung von Universitätsprüfungen etc. In 
ihrer Gesamtheit vereinfachen sie aber den 
Austausch von Menschen, Gütern und Dienst-
leistungen und tragen dazu bei, eine engere 
Verbindung zwischen den Mitgliedstaaten zu 
verwirklichen.

Eine nüchterne Bestandsaufnahme muß aller-
. dings auch deutlich machen, daß jenes im Eu-

roparat erarbeitete Angebot von einheitlichen 
Rechtsnormen lückenhaft und von sehr unter-
schiedlichem Gewicht ist. In vielen Fällen 
machen die Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
Gebrauch davon und zögern die endgültige 
Verbindlichkeitserklärung und Übernahme 
ins innerstaatliche Recht (Ratifikation) sehr 
lange hinaus. In diesem Punkt wird die insti-
tutioneile Schwäche des Europarats beson-
ders offenkundig. Das ausgefeilteste Abkom-
men bleibt wirkungslos, solange es die einzel-
nen Staaten nicht in ihre innerstaatliche 
Rechtsordnung aufgenommen haben. Es gibt 
keinen supranationalen Mechanismus, der als 
Schwungrad dienen könnte. Das im Europarat 
entwickelte Institut der Teilabkommen ist 
eine nützliche Vorkehrung, damit Konventio-
nen nicht deshalb scheitern müssen, weil 
nicht genügend Mitgliedsregierungen an ih-
nen Interesse zeigen. Die oben angedeutete 
schwache Position der Organisation macht 
eine enge Verbindung ihres technischen mit 
dem parlamentarischen Sektor unerläßlich, 
um gegebenenfalls auf den Entscheidungspro-
zeß in den Mitgliedstaaten einwirken zu kön-
nen, sobald sich die Regierungen allzu desin-
teressiert zeigen sollten.

Mit Ausnahme des Bereichs der Menschen-
rechte und ihres Anwendungsmechanismus 
im Rahmen der Europäischen Menschen-
rechtskonvention hat der Europarat keine 
spezifische Kompetenz gewonnen, die von ei-
ner breiteren Öffentlichkeit wahrgenommen 



wird. Er muß deshalb seine Dienstleistungs-
funktion in Zukunft auf bestimmte Bereiche 
und Projekte konzentrieren Und deutliche Ak-
zente setzen — eine Überlegung, die auch in 
der Organisation i
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nzwischen akzeptiert wird 
und bereits zu einer Durchforstung und stär-
keren Konzentration ihres Arbeitsprogrammes 
für die Jahre 1975—76 geführt hat, dessen Be-
deutung sich daran ablesen läßt, daß es mehr 
als 60 Prozent des Haushalts absorbiert ).

Der Einfluß, den die Organisation auf die zwi-
schenstaatliche Kooperation nimmt, ist nicht 
nur eine Frage der Bereitschaft der Mitglieder 
zur Zusammenarbeit, er hängt auch davon ab, 
ob ihre Dienstleistungen Kompetenz erwirken 
können. Generell läßt sich sagen, daß sie ih-
ren Dienstleistungscharakter auf solchen Ge-
bieten deutlich machen muß, die einen unmit-
telbaren und möglichst aktuellen Bezug zu 
den grenzüberschreitenden Problemen moder-
ner Industriegesellschaften erkennen las-
sen.
Bevor wir diese Aussage konkretisieren, muß 
ein grundsätzlicher Einwand diskutiert wer-
den, der sich darauf bezieht, daß der Europa-
rat als Dienstleistungsagentur in einer Kon-
kurrenzsituation zu zahlreichen anderen Or-
ganisationen in Europa steht. Häufig wird mit 
diesem Hinweis die Warnung vor sinnloser 
Doppelarbeit verbunden. In der Tat macht die 
Knappheit der finanziellen Mittel auch auf 
diesem Feld der ursprünglich nach jeweils 
aktuellen Bedarfslagen ins Leben gerufenen 
Organisationen so etwas wie eine Arbeitstei-
lung notwendig. Allerdings sollte man diesen 
Begriff nicht überziehen. Das Argument von 
der verschwenderischen Doppelarbeit zwi-
schenstaatlicher Organisationen wird nicht 
selten überstrapaziert. Der Verdacht läßt sich 
nicht ganz von der Hand weisen, daß dahinter 
auch egoistische Motive der einen oder ande-
ren Organisation stecken mögen.
Lassen wir aber einmal solche Vermutungen 
beiseite, dann zeigt bereits ein kurzer Über-
blick über die in unterschiedlicher Form insti-
tutionalisierten zwölf politisch wichtigen Bin-
dungen in Europa154), daß vor allem die wirt-

14) L'homme dans le milieu europeen. Projet de 
Programme de travail intergouvernemental du 
Conseil de l'Europe 1975—1976, Document 3389 
(1974), S. 1.
15) Hach Dahrendorf, a. a. O., S. 54 f.: 1. EG, EFTA, 
RGW; 2. OECD; 3. ECE; 4. die ursprünglichen 
Teilnehmer der am 11. 3. 1973 beschlossenen ge-
meinsamen Währungshalter nach außen — die sog.
„Blockfloater", zu denen Frankreich inzwischen 
nicht mehr gehört; 5. Zwanzigergruppe innerhalb

schaftlichen und militärischen Belange „be-
setzt" sind, Während dem Europarat noch eine 
ganze Reihe anderer Bereiche offenstehen, wo 
er im gemeinsamen Interesse seiner Mitglie-
der und Unter der größeren Perspektive einer 
Europäischen Union seine Dienstleistungs-
funktion verwirklichen kann. Daß jede einzel-
ne der bestehenden Organisationen einen von 
den anderen möglichst klar abgegrenzten Ak-
tivitätsbereich haben sollte, ist nicht nur ein 
schwer zu erfüllender frommer Wunsch von 
Integrationstheoretikern und geplagten Fi-
nanzministern, es ist auch unwahrscheinlich, 
daß überhaupt ein Modell einer echten Ar-
beitsteilung gefunden werden könnte, das alle 
beteiligten Interessen zufriedenstellt. Wichti-
ger als solche Vermutungen sind aber die Ar-
gumente, die für das gegenwärtige System ei-
ner Vielzahl von Organisationen mit teilwei-
se ähnlichen Aufgaben sprechen16 ). Die 
Überschneidungen in ihren Tätigkeiten sind 
nie vollständig, weil schon der unterschiedli-
che Mitgliederbestand dafür sorgt, daß je-
weils verschiedene Aspekte betont werden. 
Die Vergleichsmöglichkeiten der vorgelegten 
Abkommensentwürfe und gutachterlichen Äu-
ßerungen sind besser; die nationalen Bürokra-
tien können wählen, welchen Kooperations-
mechanismus sie bevorzugen. Die zweifellos 
gegebene Wettbewerbssituation fördert die 
Schnelligkeit und Güte der von den Organisa-
tionen zu erarbeitenden Maßnahmekataloge 
und erhöht damit die Chance, daß sich Exper-
ten und Regierungsvertreter schneller auf ge-
meinsame Lösungen einigen. Schließlich 
schafft die Proliferation von zwischenstaatli-
chen Organisationen zusätzliche Kooperations-
potentiale: was von der einen Organisation 
nicht geleistet werden kann, gelingt vielleicht 
der anderen für einen kleineren Teilnehmer-
kreis. Aus der ungeplanten Vielfalt gemein-
schaftlicher, zwischenstaatlicher und transna-
tionaler Bindungen und Kooperationsformen 
ergeben sich natürlich Geld, Kraft und Zeit 
verschlingende Reibungsverluste. In dieser 
Vielfalt liegt aber auch eine Chance, die sol-
che Nachteile wieder ausgleicht. Sie reprä-
sentiert ein variables Angebot und ermöglicht

des Internationalen Währungsfonds IMF; 6. GATT;
7. COST, intergouvernementaler Ausschuß für 
wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 
in Europa; 8. CERN, gemeinsamer Reaktor euro-
päischer Länder in Genf; 9. Europarat; 10. WEU; 
11. NATO, Warschauer Pakt; 12. KSZE.
16) Johan Galtung, A Theory of Peaceful Co-Opera-
tion, in: Co-Operation in Europe, hrsg. von Johan 
Galtung / Sverre Lodgaard, Assen-New York 1970, 
S. 30 f. , 



einzelnen Staaten, je nach ihrer Integrations-
bereitschaft und -fähigkeit, ebenso abgestuft 
davon Gebrauch zu machen. Arbeitsteilung 
sollte daher vor allem als eine Aufgabe der 
Koordination und Information zwischen den 
Sekretariaten der Organisationen verstanden 
werden, damit die Ergebnisse ihrer Arbeit al-
len interessierten und kooperationswilligen 
Regierungen und Gruppen zur Verfügung ge-
stellt und die eigenen Planungen auf einer 
möglichst breiten Datenbasis erfolgen kön-
nen. Enges Ressortdenken ist so fehl am Platz 
wie der Versuch, auf allen Hochzeiten zu tan-
zen.

Aus diesen Überlegungen läßt sich folgern, 
daß der Europarat in den kommenden Jahren 
seine Dienstleistungsfunktion an einer Dop-
pelstrategie orientieren sollte. Zum einen ist 
es durchaus-sinnvoll, die bisherigen, auf den 
Abschluß von zwischenstaatlichen Abkom-
men in den genannten Bereichen gerichteten 
Tätigkeiten fortzuführen. Er wird weiterhin 
Erstklassiges auf zweitrangigen Gebieten her-
vorbringen und vor allem im Hinblick auf 
seine gesamteuropäische Aufgabe ein breites 
Kooperationsangebot aufrechterhalten, das 
fern von ideologischen und tagespolitischen 
Kontroversen ist. Als zentrale Aktionsberei-
che werden im Entwurf für das Arbeitspro-
gramm 1975—76 neben dem Schutz der Men-
schenrechte, der in jeder Hinsicht eine Aus-
nahme bildet, die Harmonisierung von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften ge-
nannt, die Kooperation im Erziehungswesen, 
in der Raumordnung und im Naturschutz, der 
Schutz der sozialen Rechte des einzelnen 
durch die Harmonisierung der Regierungstä-
tigkeiten auf dem Gebiet der Sozialfürsorge, 
der Sozialversicherung und des Schutzes von 
Behinderten, sowie die Förderung des Ge-
sundheitswesens 17 ). Neben diesen Tätigkei-
ten empfiehlt es sich, zusätzlich auf solchen 
Gebieten aktiv zu werden, die in einem direk-
ten Bezug zu den spezifischen Problemen mo-
derner Industriegesellschaften stehen. Es ist 
dabei an das Problem der Informationsbe-
schaffung, -Speicherung und -Verbreitung, 
des Umweltschutzes, der Freizeit, der Gastar-
beiter, der Forschungsförderung und neuer 
Verfahren der Bildungsorganisation zu den-
ken. Damit ist kein restriktiver Katalog for-

17) Vgl. Anm. 14; SG (74) 1: Progres de la Coope-
ration ‘ europeenne dans le cadre du Conseil de 
l’Europe. Note presentee par le Secretaire General 
(1974). 18) Dahrendorf, a. a. O., S. 132.

muliert. Es sind nur einige Beispiele für wich-
tige Fragen, die künftig gemeinsame Überle-
gungen und Lösungen erforderlich machen 
werden, wenn die europäische Integration 
echte Fortschritte machen und Europa mehr 
sein soll, um eine Formulierung Dahrendorfs 
aufzunehmen, als „eine kollektive Versor-
gungsanstalt für Veränderungsgeschädigte, 
eine Ersatzkasse für die Opfer des sozialen 
Wandels"18 ).

Der Europarat sollte etwa für Umweltschutz-
fragen zu einer zentralen Sammelstelle für In-
formationen werden. Zu diesem Zweck wäre 
es sinnvoll, eine europäische Datenbank auf-
zubauen, ein Forschungsinstitut und ein 
Koordinationskomitee für die Zusammenar-
beit der mit der Umweltschutzforschung be-
schäftigten wissenschaftlichen Institute und 
zwischenstaatlichen Organisationen ins Leben 
zu rufen. In dieser Rolle einer Informations-
agentur für Fragen des Umweltschutzes läge 
eine sinnvolle Ergänzung zu den regelmäßig 
stattfindenden Fachministerkonferenzen auf 
diesem Gebiet. Seine Dienstleistungsfunktion 
im Bereich des Umweltschutzes wäre dann zu 
verknüpfen mit seiner Forums- und seiner 
Brückenfunktion. Die Sachkompetenz der Or-
ganisation in diesen Fragen ruht dann auf den 
drei Säulen ihres parlamentarischen und zwi-
schenstaatlichen Instrumentariums. Der Euro-
parat organisiert einen europäischen Daten-
verbund, in seiner Versammlung wird über 
die politischen Zusammenhänge, Hintergründe 
und Folgen von Umweltschutzmaßnahmen dis-
kutiert und es werden Empfehlungen an das 
Ministerkomitee gerichtet; in Expertenkomi-
tees werden Abkommen zu einzelnen speziel-
len Fragen (Wasserverschmutzung, Lärmbe-
kämpfung) ausgearbeitet, um die nationale 
Umweltschutzgesetzgebung der Mitgliedstaa-
ten schon möglichst frühzeitig einem europä-
ischen Standard anzugleichen.

Ein entsprechendes Vorgehen empfiehlt sich 
auch in anderen Bereichen, in denen der Eu-
roparat aktiv zu werden beabsichtigt. Grund-
sätzlich sollte seine Dienstleistungsfunktion 
in Zukunft vom Gedanken der Konzentration 
von Mittel und Arbeitsaufwand und der Spe-
zialisierung getragen sei. Die bisher entwor-
fenen Perspektiven dreier Funktionsbereiche 
des Europarats im Interaktionsfeld einer zu-
künftigen Europäischen Union erfordern kei-
ne tiefgreifenden Strukturveränderungen der 



Organisation, sondern nur einen zielgerichte-
ten und effektiven Einsatz der vorhandenen 
Möglichkeiten, den Verzicht auf Allzuständig-
keit und eine stärkere konzeptionelle Zu-
ordnung aller Tätigkeiten auf die überge-
ordneten Ziele der Daseinsvorsorge und Frie-

denssicherung in Europa, was auch die Be-
reitschaft voraussetzt, Prioritäten zu setzen. 
Weit einschneidender erscheinen die Perspek-
tiven, die im Hinblick auf seine gesamteuro-
päische Funktion im folgenden Kapitel aufge-
zeigt werden.

III. Der Europarat und die gesamteuropäische Kooperation

Gesamteuropäische Kooperation ist ein Stich-
wort für eine zweite politische Entwicklungs-
linie, die sich im Verhältnis der europäischen 
Staaten zueinander abzeichnet und den Ost-
West-Antagonismus tendenziell überlagert. 
Mit diesem Begriff wird wie bei der Europä-
ischen Union weniger ein Tatbestand als ein 
Ziel beschrieben, das durch die Entspan-
nungspolitik der beiden Weltmächte geför-
dert, unter dem Zwang zur arbeitsteiligen Da-
seinsvorsorge verstärkt und häufig als eine 
positive und konstruktive Form zur Friedens-
sicherung verstanden wird. Von Kooperation 
ist dann zu sprechen, „wenn vertragliche, län-
gerfristige Vereinbarungen getroffen werden 
mit dem Ziel, gemeinsame Leistungen zu er-
bringen, das beiderseitige Vorgehen abzu-
stimmen und wechselseitige Vorteile anzu-
streben, die zu einer gewissen gegenseitigen 
Abhängigkeit, zur Arbeitsteilung und schließ-
lich zur Partnerschaft auf lange Sicht führen 
können"19 ). Zugleich ist mit diesem Konzept 
das Ziel einer Neuordnung und friedlichen 
Veränderung der politischen Beziehungen der 
europäischen Staaten, der Abbau der Kon-
frontation und die Schaffung eines dauerhaf-
ten Friedens verbunden.

19) Hans-Adolf Jacobsen, Gesamteuropäische Ko-
operation 1970—1973. Versuch einer Zwischenbi-
lanz, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/1973, 
S. 4.

20) Gerda Zellentin, Intersystemare Kooperation 
und Frieden in Europa. Hypothesen zum gesamt-
europäischen Regionalismus, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, ebd., S. 32—37.
21) Lothar Brock, Zur Aufgabenstellung einer ge-
samteuropäischen Kooperations-Politik, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, ebd., S. 39.

Die funktionalistische Theorie geht von der 
Hypothese aus, daß durch intersystemare 
Kooperation die Neigung der Beteiligten zum 
militärischen Konfliktverhalten vermindert 
wird und die Sicherung des Friedens nicht 
mehr ausschließlich durch Bündnis- und Waf-
fensysteme erfolgt. In einer Atmosphäre poli-
tischer Entspannung wird die Wohlfahrtsma-
ximierung zu einer wichtigen Voraussetzung 
der Systemerhaltung. Die Daseinsvorsorge 
der einzelnen Staaten überschreitet aus meh-
reren Gründen die nationalen Grenzen. Wirt-
schaft und Technologie können sich in Euro-
pa nur dann voll entfalten, wenn sie einen 

überstaatlichen Rahmen zur Verfügung ha-
ben, um den unverzichtbaren Spielraum für 
rationalisierende Maßnahmen zu gewinnen. 
Damit ist ein erhöhter wirtschaftlicher, tech-
nologischer und kultureller Austausch zwi-
schen den einzelnen Staaten verbunden, der 
dann positive Wirkungen auf das weitere 
Verhalten der Akteure hat, wenn eine mög-
lichst gleichmäßige Verteilung der daraus er-
wachsenden Vorteile objektiv gegeb
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en ist, 
aber vor allem auch subjektiv von den Ak-
teuren wahrgenommen wird. Aus dieser Ent-
wicklung kann sich dann eine Institutionali-
sierung der Transaktionen, Erwartungen und 
Interessen ergeben, ohne daß man allerdings 
von einer zwingenden Notwendigkeit spre-
chen könnte. Der Vorzug von intersystemaren 
Institutionen wird vor allem darin gesehen, 
daß an die Stelle der konfliktfördernden ideo-
logischen Gegensätze die Regelung von 
Knappheitsproblemen (Sicherheit, Wohlfahrt, 
Freizügigkeit) treten. Das gleiche Stimmrecht 
bewirke eine faktische Rangangleichung der 
einzelnen Staaten. Damit sei eine Plattform 
gewonnen, die zur Abwehr hegemonialer 
Pressionen und Verdächtigungen eingesetzt 
werden könne. Schließlich sei die technische 
Zusammenarbeit der Experten geeignet, mög-
liche diplomatische Schwierigkeiten zu über-
winden ).

Allerdings darf bei alledem nicht übersehen 
werden, daß gemeinsame Problemlösungsakti-
vitäten in einzelnen wirtschaftlichen und son-
stigen Fragen nur eine Chance, aber keine 
Sicherheit für eine solche Entwicklung bieten, 
wenn sie nicht von entsprechenden politischen 
Entscheidungen begleitet werden21 ). Ob die 
KSZE zu einem solchen Kristallisationskern 
für eine langfristige institutionalisierte Zu-



sammenarbeit zur Förderung von Sicherheit 
und Wohlfahrt in Europa werden kann22 ), ist 
noch völlig ungewiß, ebenso die Frage, wie der 
Europarat einer solchen gesamteuropäischen 
Dachorganisation zuzuordnen wäre. Sicher ist 
dagegen, daß die intersystemare Kooperation 
in Europa auf Dau

23

er nur erfolgreich sein kann, 
wenn sie symmetrisch bzw. gleichberechtigt 
und in vielen Bereichen sowie über viele Ka-
näle (private, offizielle, bilaterale, multilate-
rale) erfolgt, wenn außerdem die Koopera-
tionspartner ein gewisses Maß an Gemeinsam-
keiten besitzen, wenn der damit verbundene 
Gewinn größer ist als die entstehenden Kosten 
und wenn ihre Institutionalisierung angestrebt 
wird ).

22) Dafür plädiert vor allem Gerda Zellentin, Für 
und wider die Institutionalisierung einer Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE), in: Europa-Archiv, 28. Jg. 1973, F. 4 S. 147 
bis 150; dies., Europa 1985. Gesellschaftliche und 
politische Entwicklungen in Gesamteuropa, Bonn 
19732, S. 161 ff.; dies., Intersystemare Beziehungen 
in Europa, a. a. O., S. 270 ff.
23) Galtung, a. a. O., S. 11—18.
24) Vgl. Anm. 17.
25) Diese Ausführungen beruhen auf meiner Unter-
suchung der Entwicklung der Ostpolitik des Euro-
parats; Jürgen Weber, Der Europarat und Osteu-
ropa. Entwicklung, Probleme und Möglichkeiten der 
Osteuropapolitik der Straßburger Organisation, 
Bonn, 1972, vgl. auch ders., Die Ostpolitik des Eu-
roparats im Wandel, in: Europa-Archiv, 26. Jg. 1971, 
F. 24, S. 871—878. 26) Vgl. Weber, Der Europarat, a. a. O., S. 222—227.

Wir gehen von der Hypothese aus, daß der 
Europarat zur Schaffung dieser Bedingungen 
einer erfolgreichen gesamteuropäischen Ko-
operation beizutragen vermag und daß er in 
Zukunft in erhöhtem Maße in diesem Interak-
tionsfeld tätig werden muß, um die eigene 
Stellung im Konzert der übrigen europäischen 
Organisationen zu stärken, vor allem aber um 
seinen Mitgliedern zu nützen. Im Augenblick 
scheint man in Straßburg allerdings in dieser 
Hinsicht nicht besonders optimistisch zu 
sein24 ). Es wäre jedoch ein entscheidender 
Fehler, auf eigene Initiativen zu verzichten 
und eine Politik des Abwartens zu verfolgen. 
In diesem Fall würde sich der Europarat un-
weigerlich an den Rand des politischen Ge-
schehens in Europa manövrieren.

1. Wandlungen in seinem Rollenverständnis

Der Europarat 25 ) hat seine grundsätzliche Ein-
stellung zu den kommunistischen Staaten ver-
ändert. Obwohl die Idee von einem einheitli-
chen Gesamteuropa häufig in der Beratenden 
Versammlung beschworen und die prinzipiel-

le Offenheit der Organisation für alle diejeni-
gen Staaten, die sich ihr noch anschließen 
wollten, gerne betont wurde, bedeutet dies 
nicht, daß in Straßburg schon sehr früh eine 
Möglichkeit zur intersystemaren Kooperation 
vorhanden gewesen wäre, ohne daß sie ge-
nutzt wurde. Nach dem Willen seiner Grün-
der — und das Statut bringt in seiner Präam-
bel und in Artikel 1 diesen Willen deutlich 
zum Ausdruck — sollte der Europarat das Eu-
ropa der Demokratie repräsentieren und nicht 
ein Europa der Geographie. So verstand sich 
die Straßburger Organisation als eine Ge-
meinschaft Gleichgesinnter und nicht als Fo-
rum für Gesamteuropa, wie es sich in seiner 
konkreten politischen Gestalt darbot. Die 
häufig zitierte Offenheit der Organisation 
blieb eine potentielle Möglichkeit, die an die 
Übernahme der Prinzipien des Statuts ge-
knüpft war, und diente im wesentlichen der 
eigenen Legitimation sowie der anfangs ge-
hegten Hoffnung, eine gewisse Anziehungs-
kraft auf die osteuropäische Bevölkerung aus-
üben zu können. Direkte Kontakte mit kom-
munistischen Regierungen auch nur auf tech-
nischer Ebene anzuknüpfen, lehnte die Bera-
tende Versammlung in den fünfziger Jahren 
strikt ab. Die Abgeordneten waren nicht be-
reit, die Beziehungen des Europarats zu den 
kommunistischen Staaten tagespolitischen 
oder diplomatischen Erfordernissen unter-
zuordnen, sondern verstanden sie betont als 
Prinzipienfrage. Nur im Falle Jugoslawiens 
nahm die Organisation eine differenzierte 
Haltung ein und zeigte sich Mitte der fünfzi-
ger Jahre an Kontakten auf zwischenstaatli-
cher, allerdings nicht parlamentarischer Ebe-
ne interessiert. Die 1955 kurzfristig auftau-
chende Chance für die Aufnahme von Bezie-
hungen mit Jugoslawien zerschlug sich je-
doch wieder, weil die Mehrheit der Abgeord-
neten den jugoslawischen Wunsch, Beobach-
ter zu den Sitzungen zu entsenden, ablehn-
te26 ). Die Ostpolitik des Europarats blieb da-
her lange Zeit eine Politik der Solidaritätsbe-
kundungen an die Adresse der Bevölkerung 
in Osteuropa. Er betrachtete sich als Anwalt 
jener Völker und vertrat eine prononciert 
wertbezogene, antikommunistische Politik.

Diese deklaratorisch-ideologische Phase in 
seiner Ostpolitik, die bis in die frühen sechzi-
ger Jahre reicht, ist geprägt vom rauhen Kli-
ma des Ost-West-Gegensatzes jener Zeit. Die 
Gründung des Europarats war ein Akt politi-
scher Selbstbehauptung und ideologischer 



Selbstbesinnung der westeuropäischen Staa-
ten, eine Reaktion auf Nationalsozialismus 
und Kommunismus in Europa. Vor diesem Er-
fahrungshintergründ verstand sich die Straß-
burger Organisation als ein Symbol der Frei-
heit und sah ihre unverzichtbare Aufgabe 
darin, das Prinzip der gesamteuropäischen So-
lidarität der Völker institutionell zu veran-
kern, deklaratorisch zu bewahren und zur 
verpflichtenden Richtschnur für die prakti-
sche Politik ihrer Mitglieder zu erheben. Ihr 
moralischer Rigorismus verbot formelle Kon-
takte mit Vertretern kommunistischer Regi-
me.

Erst relativ spät setzte unter dem Einfluß der 
international längst praktizierten Entspan-
nungspolitik seit 1963/64 eine Neuorientie-
rung im Europarat ein, die daraufhin zielte, 
die Organisation als ein Instrument zwischen-
staatlicher Kooperation auch für östliche Re-
gierungen zu öffnen. Das Ministerkomitee gab 
Ende 1964 „grünes Licht" für eine Politik der 
Zusammenarbeit mit jenen Staaten in dem 
weiten Feld seiner technischen Tätigkeiten. 
Der damalige Generalsekretär Smithers setzte 
sich für eine Entideologisierung der Organi-
sation ein und entwickelte eine sachlich-prag-
matische Konzeption ihrer Aufgaben. Auch in 
der Beratenden Versammlung setzte sich die 
Überzeugung durch, daß die Möglichkeit der 
Zusammenarbeit mit interessierten osteuro-
päischen Regierungen auf den politisch nicht-
kontroversen Gebieten des Arbeitsprogram-
mes des Europarats für alle Teile von Nutzen 
sein könnte. Die Abgeordneten, die noch ei-
nen Schritt weiter gehen wollten und auch 
Kontakte auf politischer Ebene anregten — 
vor allem einige Labourabgeordnete setzten 
sich dafür ein—, konnten sich allerdings 
nicht durchsetzen. Seither besteht ein breiter 
Konsens in der Organisation, jede Möglich-
keit für die technische Zusammenarbeit mit 
interessierten Nichtmitgliedstaaten zu nutzen.

Die seit etwa 1964 zu konstatierende aktiv-
pragmatische Orientierung des Europarats in 
seiner Ostpolitik ist bislang fast eine interne 
Angelegenheit geblieben, ohne nachhaltige 
Resonanz auf östlicher Seite. Die osteuropä-
ischen Regierungen verhalten sich ausgespro-
chen zurückhaltend angesichts der Offerten 
des Europarats27 ). Ihre vereinzelte Teilnah-

27) Activites du Conseil de l’Europe. Rapport du
Secretaire General, 1972, S. 28 f.; SG (74) 1: Pro-
gres de la cooperation europeenne dans le cadre
du Conseil de l’Europe. Note presentee par le Se-
cretaire General (1974), S. 6 f.

me an einigen Europaratskonferenzen (Demo-
graphie, Naturschutz, Kriminologie, Umwelt-
schutz) und in einigen Expertenkomitees (Pa-
tentklassifikation, Blutplasma, kulturelle Fra-
gen) kann noch nicht als echter Fortschritt 
bezeichnet werden. Daß dieser Zustand im 
Europarat als unbefriedigend empfunden 
wird, ist als überzeugender Beweis für sein 
neues Rollenverständnis zu werten.

Die in der Versammlung lange Zeit gepflegte 
moralisierende Argumentationsweise hat ih-
rer Tätigkeit nur allzu oft den Stempel politi-
scher Sterilität aufgedrückt, da sie einerseits 
keiner Korrektur unterzogen wurde, als die 
Konsolidierung der osteuropäischen Regie-
rungen bereits weit fortgeschritten war, und 
andererseits jede konstruktive Aktion wegen 
ihrer Prinzipienorientiertheit verhinderte. Daß 
in der zweiten Phase schließlich das politi-
sche Motiv stärker in den Vordergrund trat, 
hat den Europarat vor einer folgenschweren 
Stagnation bewahrt. Selbstverständlich bilden 
die Menschenrechte nach wie vor das geisti-
ge Fundament der Organisation. Es hat sich 
jedoch die Einsicht durchgesetzt, daß der un-
ablässige Hinweis auf ihre Bedeutung kein 
Ersatz für Politik sein kann. Die Trennung 
zwischen ihrem parlamentarischen und ihrem 
zwischenstaatlichen Aktionsfeld hat der Or-
ganisation zweifellos eine größere Manövrier-
fähigkeit verschafft und sie in die Lage ver-
setzt, von einer Politik der Appelle und plato-
nischen Wünsche abzurücken. Damit ist je-
doch das Problem noch keineswegs gelöst, 
das mit der engen, im Statut verankerten 
Handhabung der politischen Kontakte mit 
Nichtmitgliedstaaten zusammenhängt. Die 
Perspektiven für den Europarat werden 
daher auch davon bestimmt sein, wie diese 
Frage geregelt wird. Trotz ihrer wiederholt 
ausgesprochenen Bereitschaft, eine flexible 
Politik der „offenen Tür" zu verfolgen, steht 
die Organisation vor der Schwierigkeit, daß 
sie in dieser Frage nicht von einem einheitli-
chen Standpunkt ihrer Mitglieder ausgehen 
kann. Der Reverdin-Bericht legt in diesem Zu-
sammenhang einen vorsichtigen Optimismus 
an den Tag, der sich deutlich von der knap-
pen, ganze acht Zeilen umfassenden Bemer-
kung der Arbeitsgruppe des Ministerkomitees 
unterscheidet, derzufolge die Regierungsver-
treter der Teilnahme von Nichtmitgliedstaa-
ten an der zwischenstaatlichen Zusammenar-
beit des Europarats positiv gegenüber stehen 
— eine Aussage, die nur eine Wiederholung 
von 14 vorangehenden öffentlichen Erklärun-
gen des Ministerkomitees der vergangenen



Jahre darstellt und als Kompromißformel zwi-
schen den Repräsen
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tanten eines zurückhalten-
den und eines aktiven politischen Kurses im 
Ministerkomitee gewertet werden muß ).

2. Randbedingungen

Jeder Versuch, eine realistische Zukunftsper-
spektive für den Europarat im Rahmen der 
gesamteuropäischen Kooperation zu gewin-
nen, muß sich zunächst mit den abschätzba-
ren restriktiven Bedingungen beschäftigen, 
die seine Position und Funktion in diesem In-
teraktionsfeld beeinflussen werden. Auf der 
Grundlage der dabei gewonnenen Erkenntnis-
se wird es dann möglich sein, seine zukünfti-
ge Rolle näher zu beschreiben. Folgende 
Randbedingungen sind dabei zu beachten:

a) Der Europarat in östlicher Sicht

b) Der Rollenkonflikt

c) Faktoren östlicher Politik

a) Der Europarat in östlicher Sicht

Die Zurückhaltung der kommunistischen Re-
gierungen gegenüber dem Europarat — Jugo-
slawien ist eine Ausnahme — zeigt, daß er in 
der Rangliste der möglichen Vehikel für eine 
geregelte intersystemare Kooperation immer 
noch weit unten liegt. Daran haben offen-
sichtlich auch die diplomatischen Sondierun-
gen des Generalsekretariats der letzten Jahre 
wenig zu ändern vermocht. Die Gründe dafür 
sind auf zwei Ebenen zu suchen. Zum einen 
weist die Palette der bereits bestehenden zwi-
schenstaatlichen Organisationen in Europa 
genügend Farbtupfer auf, von denen man sich 
in den östlichen Außenministerien stärker an-
gezogen fühlt und sich auch mehr verspricht 
als vom Europarat, der eher bei den Grautö-
nen angesiedelt zu sein scheint. So wird die 
UN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) 
— die bislang einzige regionale Organisation 
für Gesamteuropa — besonders positiv beur-
teilt und häufig als geeigneter Rahmen für 
eine über wirtschaftliche Fragen hinausrei-
chende Kooperation beschrieben29 ). Das In-
teresse an der EG versteht sich von selbst, 
weil in Brüssel über vitale Fragen der Han-
dels- und Wirtschaftsbeziehungen entschie-

30) Vgl. zu dieser Entwicklung: Weber, Der Euro-
parat, a. a. O., S. 318 ff.; Hans Bräker, Die Sowjet-
union, China und die EWG, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 29/1973.
31) Galtung, a. a. O., S. 63 f.
32) Vgl. Istvän Kende, Hungary and some Problems 
of European Co-operation, in: Galtung, a. a. O., 
S. 315; Alexander Ort, La Tchecoslovaquie et 
l'Europe, ebd., S. 299; S. W. Dobrowolski, The 
Western Integration Processes and the Problem of 
European Security, in: Polish Western Affairs, Vol 
IX 1968, Nr. 1, S. 104—127.

28) Document 3386 (1974): Rapport sur le rle futur 
du Conseil de l'Europe, S. 12.
29) Vgl. Zellentin, Europa 1985, a. a. O., S. 166; Gal-
tung, a. a. O., S. 42; Jean Siotis, Die ECE und Ge-
samteuropa, Köln 1969. 

den wird, die auch auf die östlichen Länder 
zurückwirken, und weil nunmehr auch die 
Sowjetunion bereit ist, die EG als ein Faktum 
anzuerkennen und mit ihr in Kontakt zu tre-
ten30 ). Zum anderen ist der relativ geringe 
Stellenwert des Europarats in der Rangskala 
der osteuropäischen Regierungen eine Folge 
der speziellen Einwände, die dort ihm gegen-
über erhoben werden. Galtung hat diese Vor-
behalte in zahlreichen Interviews mit osteuro-
päischen Regierungsvertretern aufgespürt 31 ). 
So wird u. a. argumentiert, es gebe im Osten 
keine dem Europarat entsprechende Organisa-
tion, so daß über den Europarat letzten Endes 
nur konflikttreibende, asymmetrische Bezie-
hungen hergestellt werden könnten; die Mit-
gliedschaft in der Organisation sei eindeutig 
an ideologischen Kriterien ausgerichtet und 
auf die parlamentarische Demokratie Westeu-
ropas beschränkt; der Ausschuß für europä-
ische Nichtmitgliedstaaten und zahlreiche Ent-
schließungen und Empfehlungen der Ver-
sammlung seien der Beweis dafür, daß der 
Europarat ein Relikt aus der Zeit des Kalten 
Krieges darstelle; die kommunistischen Partei-
en der Mitgliedstaaten seien in der Versamm-
lung nicht vertreten; Sitz und personelle Zu-
sammensetzung des Generalsekretariats kenn-
zeichneten den ausgesprochen westlichen 
Charakter der Organisation; die in den Exper-
tenkomitees behandelten Probleme seien für 
die osteuropäischen Regierungen von nur ge-
ringem Interesse; außerdem liege auch im 
Namen der Organisation eine deutliche An-
maßung, die ebenfalls zu sehr an die Zeit des 
Kalten Krieges erinnere. Die in diesen Argu-
menten zum Ausdruck kommende Einschät-
zung des Europarats wird auch von einigen 
osteuropäischen Autoren bestätigt und ge-
teilt32 ). Doch diesen eher skeptischen Bemer-
kungen zum Trotz konnte Galtung bei seinen 
Gesprächen ein generelles Interesse am Euro-
parat und eine gewisse Offenheit für weitere 
Initiativen aus Straßburg durchaus feststel-
len.



So kritisch das Urteil über den Europarat 
auch sein mag, es darf nicht mit einer grund-
sätzlichen Ablehnung möglicher Kontakte 
gleichgesetzt werden. Jene Regierungen ha-
ben offenbar nicht damit gerechnet, daß der 
Europarat, der sich lange Jahre hindurch als 
Bannerträger der politischen Werte Westeu-
ropas dargestellt und scharfe Kritik am kom-
munistischen Teil Europas geübt hat, eine 
Veränderung seiner Politik vornehmen werde. 
Man betrachtete ihn daher als einen errati-
schen Block aus der Zeit des Kalten Krieges 
und hatte deshalb Schwierigkeiten, die spät 
einsetzende Neuorientierung der Organisation 
wahrzunehmen. Hinzu kommt ein tiefes Miß-
trauen, der Europarat werde seine alte Politik 
mit neuen Mitteln fortsetzen — eine Haltung, 
die im übrigen eine gewisse Entsprechung in 
zahlreichen Debatten der Beratenden Ver-
sammlung zur Entspannungspolitik hat. Mit 
positiveren Antworten wird der Europarat 
dann rechnen können, wenn es ihm dauerhaft 
gelingt, die Vorteile einer Kooperation deut-
lich zu machen und die Bereiche gemeinsa-
mer Interessen hervorzuheben, wenn er sich 
außerdem ernsthaft mit jenen kritischen Ar-
gumenten auseinandersetzt und sie nicht ein-
fach als ideologische Voreingenommenheit 
abtut. Dazu gehören dann auch die Überle-
gungen jugoslawischer und polnischer Auto-
ren, eine Revision des Statuts ins Auge zu 
fassen33 ). Wie immer man in der Organisa-
tion zu diesen Fragen stehen mag — und die 
Bereitschaft der Mitgliedsregierungen zu ei-
ner Überprüfung des Statut

34
s ist in nächster 

Zeit zweifellos denkbar gering ) —, jede 
Diskussion über die zukünftige Rolle des Eu-
roparats muß die Probleme berücksichtigen, 
die sich aus der historischen Bedingtheit der 
Europaratsverfassung und des gewandelten 
Ost-West-Verhältnisses ergeben. Wenn der 
Europarat auf die gesamteuropäische Koope-
ration Einfluß nehmen will, muß er diese of-
fensichtliche Spannung bewältigen.

33) Vgl. Milan Sahovic, La Politique Exterieure et 
la Cooperation de la Yougoslavie avec l'Europe, in: 
Galtung, a. a. O., S. 276; Dobrowolski, a. a. O., 
S. 116.
34) Vgl. Anm. 27.

35) AS (1) CR 3 — 12. 8. 1949, S. 73.
36) Vgl. Weber, Der Europarat, a. a. O., S. 244 ff.

b) Der Rollenkonilikt

Der Wandel in seinem Selbstverständnis, den 
wir bislang feststellen konnten, hat dem Euro-
parat relativ geringe Schwierigkeiten berei-
tet, weil er auf einer strikten Trennung zwi-
schen dem zwischenstaatlich-technischen und 

dem parlamentarisch-politischen Bereich auf-
baut. Es ist jedoch fraglich, ob sich diese 
Trennung langfristig gesehen aufrechterhal-
ten läßt und ob die Attraktivität der Organi-
sation für östliche Partner nicht gerade dar-
unter leidet, daß sie damit eine indirekte, 
aber nicht weniger deutliche Abgrenzung 
vornimmt: ein Klub, dessen Mitglieder gerne 
bereit sind, in der Halle mit den Bewohnern 
der Nachbarhäuser über die Straßenreini-
gung, Müllabfuhr, Stromversorgung und In-
sektenbekämpfung zu verhandeln, sich aber 
strikt weigern, sie bis zur Garderobe vordrin-
gen zu lassen. Dabei soll Artikel 3 des Sta-
tuts, der die Mitgliedschaft im Europarat von 
der Anerkennung individueller Grund- und 
Menschenrechte abhängig macht, gar nicht 
mit einem einfachen Klubausweis verglichen 
werden, obgleich er eine ähnliche Funktion 
erfüllt. Er legitimiert aber jene Trennung, von 
der oben die Rede war und die das Problem 
zunächst einmal zu umgehen sucht, wie der 
Europarat in einer im Wandel begriffenen po-
litischen Umwelt die gesamteuropäische Ko-
operation auf der Basis seines bisherigen 
Selbstverständnisses fördern soll. Hier liegt 
offensichtlich ein Rollenkonflikt vor, der ver-
schleiert werden kann, indem alle anstehen-
den Entscheidungen zunächst einmal aufge-
schoben werden oder indem man ihn einfach 
nicht zur Kenntnis nimmt, der aber nichtsde-
stoweniger der Handlungsfähigkeit der Orga-
nisation enge Grenzen setzt.

Dieser Rollenkonflikt ergibt sich aus der im 
Statut und in der Menschenrechtskonvention 
angelegten normativen Orientierung des Eu-
roparats und seiner denkbaren Funktion im 
Rahmen der Neugestaltung der innereuropä-
ischen Beziehungen. Das Projekt eines Europa-
rats und die Idee einer Europäischen Men-
schenrechtskon
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vention waren von Anfang an 
eng miteinander verbunden, wie der Haager 
Kongreß des Jahres 1948 zeigt. Guy Mollet 
bezeichnete in diesem Sinne die schließlich 
1953 in Kraft getretene Konvention einmal als 
das moralische Fundament des Europarats ).  
Die damaligen Debatten in der Beratenden 
Versammlung zeigen deutlich, daß man mit 
der Konvention dem Europarat eine politische 
Waffe in die Hand zu geben hoffte, um den 
einzelnen Bürger zu schützen und die westeu-
ropäische Einheit durch die Stärkung des Zu-
sammenhalts und der Abwehrbereitschaft der 
Mitgliedstaaten zu beschleunigen36 ). Als 



Ausdruck für das gemeinsame geistige und 
kulturelle sowie politische Erbe ist die Kon-
vention zweifellos ein wichtiger Beitrag, um 
die Solidarität der Europäer zu verlebendigen 
und zu konkretisieren, zumal die Rechte des 
einzelnen nicht nur proklamiert werden, son-
dern auch einklagbar sind. Man sollte jedoch 
die relativierende Wirkung von generalklau-
selartigen Bestimmungen des Vertragswerkes 
nicht übersehen. Was aber wichtiger ist als 
dieser Punkt oder die Tatsache, daß die 
Schweiz und Frankreich sich bis heute immer 
noch nicht in der Lage sehen, die Konvention 
zu ratifizieren — eine Änderung in dieser 
Haltung zeichnet sich allerdings ab —: solan-
ge die Konvention als normative Selbstrecht-
fertigung des Europarats betrachtet wird, ver-
bietet sich jede die Grenze rein zwischen-
staatlicher Kooperation in technischen Ange-
legenheiten überschreitende Öffnung der Or-
ganisation für Staaten, die dem liberal-west-
europäischen Vorbild nicht entsprechen. So-
lange dieses Selbstverständnis nicht überprüft 
und im Lichte neuer Erkenntnisse weiterent-
wickelt wird, stößt jeder Versuch, die Rolle 
des Europarats in Zukunft zu bestimmen, auf 
ein Hindernis, das seinen Aktionsbereich ein-
schränkt und seine Funktionen in Frage 
stellt.

Dabei sprechen zumindest drei Überlegungen 
gegen die Aufrechterhaltung dieses Junktims. 
Zum einen gibt es außer der genannten histo-
rischen Begründung keine weiteren, die die-
sen Zustand auch weiterhin rechtfertigen 
könnten. Es ist nicht einzusehen, warum die 
Mitglieder des Europarats als Einzelstaaten in 
regem politischem Austausch mit den osteu-
ropäischen Staaten stehen, in Straßburg in ih-
rer Gesamtheit aber peinlich darauf bedacht 
sind, sich abzugrenzen. Das mit der Konven-
tion verbundene Instrumentarium — Kommis-
sion, Gerichtshof, Ministerkomitee — ist viel 
zu wichtig, als daß sich die Mitglieder des 
Europarats damit begnügen dürften, sich ge-
genseitig permanent zu versichern, wie ernst 
sie jene Bestimmungen nehmen und daß dies 
außerhalb dieses Kreises ganz und gar nicht 
der Fall sei. Es ist nicht von der Hand zu wei-
sen, daß der eine oder andere Staat in seinen 
bilateralen Beziehungen mit kommunistischen 
Regierungen mehr zur Konkretisierung eini-
ger Menschenrechte beitragen kann, als dies 
durch Deklarationen möglich ist. Durch prak-
tisches Handeln könnte der Europarat dem 
Geist der Konvention u. U. wirkungsvoller 
entsprechen als durch eine legalistisch enge 
Auslegung ihres Auftrags.

Der zweite Gesichtspunkt bezieht sich auf das 
zu einseitig normative Menschenrechtsver-
ständnis der Beratenden Versammlung. Das 
moderne Verfassungsrecht stellt demgegen-
über den ursprünglich vorhandenen Zusam-
menhang zwischen der Funktion dieser Rech-
te und ihres Wertcharakters in den Vorder-
grund37 ). Eine offene Gesellschaft, die sich 
zu einem komplexen politischen Ordnungsge-
füge organisiert, bedarf dieser Rechte, damit 
das Gesamtsystem seinen freiheitlichen Cha-
rakter behält und funktionsfähig bleibt und 
damit die dafür notwendigen „Kommunika-
tionschancen"38 ) garantiert sind. Die Freiheit 
und Unantastbarkeit des Individuums wird 
zur Bedingung der Systemerhaltung, wenn 
unterstellt wird, daß es nicht durch Zwang 
und Terror, sondern durch Interessenaus-
gleich und Mehrheitsentscheid funktionieren 
soll. Die Menschenrechte sind dem einzelnen 
von Natur aus mitgegeben, weil er Mensch 
ist. Aber sie ermöglichen auch erst eine sich 
in Freiheit organisierende und artikulierende 
Gesellschaft. Eine solche struktur-funktionale 
Betrachtungsweise des Menschenrechtsgedan-
kens wäre der Beratenden Versammlung an-
zuraten. Anstatt ausschließlich moralische 
Argumente ins Feld zu führen, sollte darauf 
verwiesen werden, daß alle Mitglieder des 
Europarats die Daseinsvorsorge ihrer Bevöl-
kerung unter den Bedingungen der modernen 
Industriegesellschaft nur nach Maßgabe ge-
wisser, mit den Menschenrechten identischer 
Standards optimal erfüllen können, und daß 
sich auch die osteuropäischen Staaten der 
Frage stellen müssen, wie sie auf Dauer ohne 
Zwang und mit der Unterstützung der Bevöl-
kerung die Aufgaben des modernen Staates 
erfüllen wollen. Der Normengesichtspunkt 
geht nicht verloren, wird aber objektiviert. 
Der Instrumentcharakter der Konvention wird 
deutlicher; der Europarat kann freier über 
seine Kooperationsmethoden verfügen.

37) Konrad Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts 
der Bundesrepublik Deutschland, Karlsruhe 1969 8; 
Niklas Luhmann, Grundrechte als Institution. Ein 
Beitrag zur politischen Soziologie, Berlin 1965.
38) Luhmann, a. a. O., S. 23.

Ein drittes, formaljuristisches Argument muß 
schließlich noch angeführt werden. Das Statut 
ist für eine zeitgemäße Interpretation durch-
aus offen. Nach Artikel 4 kann das Minister-
komitee jedem europäischen Staat die Mit-
gliedschaft im Europarat antragen, wenn er 
„für fähig und gewillt befunden wird, die Be-
stimmungen des Artikels 3 zu erfüllen". Es ist 
also theoretisch durchaus denkbar, daß das 



Ministerkomitee auch einen Staat mit kom-
munistischer Regierung für „gewillt" befinden 
kann, die Vorherrschaft des Rechts und den 
Grundsatz der Menschenrechte anzuerkennen, 
wenn bestimmte politische Veränderungen in 
dieser Richtung wirksam werden (das gilt na-
türlich auch für die autoritären politischen 
Systeme in Spanien, Portugal und Griechen-
land). Daß diese Möglichkeit vom Statut aus-
drücklich erwähnt wird, ist nicht unwichtig. 
In der Literatur wird nämlich auch die Mei-
nung vertreten, daß die formale Existenz von 
Grundrechten in kommunistischen Verfassun-
gen durchaus als Ansatz für eine positive 
Weiterentwicklung wirken könne, auch wenn 
diese sozial-ökonomischen Rechte nur Ausle-
gungsrichtlinien sind, die erst noch durch Ge-
setze eigens konkretisiert werden müssen39 ). 
Es wird auch hervorgehoben, daß sich die 
Amtsinhaber zwar gewisse Widersprüche zu 
den Grundrechtsbestimmungen erlauben kön-
nen, daß ein grundrechtswidriges Verhalten 
jedoch ideologisch nicht mehr so einfach zu 
rechtfertigen sei. Generell empfiehlt sich eine 
abgestufte Beurteilung, die den auffindbaren 
unterschiedlichen Praktiken entspricht.

39) Georg Brunner, Zur Wirksamkeit der Grund-
rechte in Osteuropa, in: Der Staat, Bd. 9 1970, H. 2, 
S. 187—222.

40) Vgl. Weber, Der Europarat, a. a. O., S. 297 ff.; 
Zellentin, Europa 1985, a. a. O.
41) Zellentin, Europa 1985, a. a. O., S. 71 ff.
42) Wilfried v. Bredow; Abgrenzung und Entspan-
nung. Konvergenztheorie und antagonistische Ko-
operation, in: Deutschland-Archiv, 6. Jg. 1973, H. 3, 
S. 251—263.

Der Rollenkonflikt des Europarats ist nur 
dann unauflösbar, wenn den vorangehenden 
Argumenten für die Beseitigung des Junktims 
zwischen normativen Postulaten und politi-
schen Beziehungen keine Bedeutung beige-
messen wird.

c) Faktoren östlicher Politik

Im vorangehenden Abschnitt wurden Randbe-
dingungen skizziert, die den Aktionsspiel-
raum des Europarats im Interaktionsfeld der 
gesamteuropäischen Kooperation beeinflus-
sen. Als intervenierende Variablen, die in ih-
rer Konsequenz ebenfalls die Handlungsmög-
lichkeiten des Europarats bestimmen, sind 
spezielle Faktoren der osteuropäischen Politik 
zu nennen. Es handelt sich dabei um das Ver-
hältnis dieser Länder zur Sowjetunion, um 
ihre Beziehungen untereinander, um die Re-
aktion der jeweiligen Staatspartei auf Ansät-
ze gesellschaftlicher Pluralisierung, um Ver-
änderungen in den Wirtschaftssystemen. Die 
Unwägbarkeiten, die allein in diesen vier 
Faktoren enthalten sind, machen jede Progno-
se zu einer riskanten Angelegenheit. Sie wur-

de bereits an anderer Stelle versucht 40 ) und 
soll hier nicht wiederholt werden. Festzuhal-
ten bleibt lediglich, daß der Europarat in die

41

-
sem Interaktionsfeld mit der Wirksamkeit 
zweier Bedingungen zu rechnen hat: 1. Die 
Sowjetunion wird weiterhin als „übergeord-
neter Sollwertgeber" )  (Zellentin) die Ziel-
richtung der Kooperationspolitik jener Staa-
ten bestimmen; 2. die auf ad hoc-Basis oder 
längerfristig geregelten Austauschprozesse 
zwischen den ost- und westeuropäischen 
Staaten führen nicht zur Konvergenz der Sy-
steme, 
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sondern allenfalls zur sektoralen Inter-
dependenz und lassen sich als „antagonisti-
sche Kooperation" (v. Bredow) )  charakteri-
sieren.

Um die Funktionen des Europarats innerhalb 
der gesamteuropäischen Kooperation zu be-
stimmen, müssen die aufgezeigten Randbedin-
gungen berücksichtigt werden. Es gilt Mittel 
und Wege zu überprüfen, um ihre negativen 
Auswirkungen auf seine Aktionsmöglichkei-
ten zu neutralisieren. Die an letzter Stelle ge-
nannten Faktoren werfen dabei noch die ge-
ringsten Probleme auf, denn die Tätigkeiten 
des Europarats haben keinen Einfluß auf die 
Beziehungen der osteuropäischen Staaten zur 
Sowjetunion und zielen nicht darauf ab, die 
Systemmerkmale der beteiligten Staaten zu 
verändern. Außerdem verfügt die Organisa-
tion über keinerlei supranationale Elemente, 
so daß es keine Majorisierungsprobleme gibt. 
Ihre vielbeklagte institutionelle Schwäche 
kann in diesem Zusammenhang zu ihrer Stär-
ke werden. Die anderen Punkte verlangen da-
gegen Entscheidungen, die in die bisherige 
Struktur des Europarats eingreifen. Der Rol-
lenkonflikt muß entschärft werden; zugleich 
gilt es Lösungsmöglichkeiten zu untersuchen, 
die sich mit den Einwänden der kommunisti-
schen Regierungen beschäftigen. Wir haben 
damit ein Koordinatensystem gewonnen, in 
dem wir eine realistische Perspektive entwer-
fen wollen. Zunächst soll ein Stufenplan skiz-
ziert werden, der eine Optimierung des Ko-
operationspotentials des Europarats unter den 
genannten Bedingungen anstrebt. In einem 
zweiten Schritt sollen dann einige konkrete 
Funktionsbereiche näher erläutert werden.



3. Ein Stufenplan: Organisation für paneuro-
päische Angelegenheiten

An anderer Stelle 43)  haben wir bereits die 
Entwicklungsmöglichkeiten des Europarats 
einer eingehenden Überprüfung unterzogen. 
Anhand einzelner Modelle wurden Kriterien 
erarbeitet, um die Vor- und Nachteile sowie 
den Realitätsgehalt verschiedener Zielvorstel-
lungen festzustellen. Der im folgenden skiz-
zierte Stufenplan baut auf diesen Überlegun-
gen auf. Es handelt sich dabei um ein Modell, 
das den stufenweisen, aber nicht zwangsläufi-
gen Ausbau eines breitgefächerten gesamteu-
ropäischen Kooperationsangebots im Europa-
rat anstrebt. Wir gehen davon aus, daß sein 
zwischenstaatlich-technischer und sein parla-
mentarisch-politischer Aktionsbereich glei-
chermaßen einzusetzen sind, weil sie die 
Chance bieten, die einen oder anderen Koope-
rationsprobleme schrittweise zu neutralisie-
ren. Sieben Entwicklungsphasen sind denk-
bar, die sich folgendermaßen charakterisieren 
lassen:

a) Kooperation im technischen Bereich. Die 
Zusammenarbeit auf Expertenebene im Euro-
parat dient zwei Zielen. Einmal ist sie geeig-
net, einige der vielfältigen Aufgaben der Da-
seinsvorsorge der einzelnen Regierungen zu 
erleichtern, indem die Erfahrungen einer gro-
ßen Anzahl von Staaten genützt werden, um 
Probleme zu lösen, die nationale und ideolo-
gische Grenzen überschreiten, und zugleich 
Kosten zu sparen. Die Vereinheitlichung von 
Rechtsnormen, die Vereinfachung bürokrati-
scher Vorschriften, die Erleichterung des 
Austausch von Gütern, Personen und Infor-
mationen haben auf lange Sicht gesehen eine 
gesteigerte Effektivität des staatlichen, wirt-
schaftlichen und privaten Handelns in ganz 
Europa zur Folge. Daß im Europarat nicht die 
„großen" Probleme behandelt werden, muß 
kein Nachteil sein. Noch ist die gesamteuro-
päische Kooperation mit einer zarten Pflanze 
zu vergleichen, die auf jeden Tropfen Wasser 
angewiesen ist. Die positiven Erfahrungen, 
die hier gemacht werden, können größeren 
Unternehmungen zugute kommen.

Das zweite damit anvisierte Ziel ist ein politi-
sches. Es geht darum, Mißtrauen abzubauen 
und ohne irgendwelche politischen Vorlei-
stungen oder ideologischen Verzichterklärun-
gen den von allen Seiten verkündeten 
Wunsch nach friedvolleren Beziehungen in 

einem kleinen Teilbereich zu verwirklichen 
und ein Netz von gemeinsamen Aktivitäten 
zu organisieren. Langfristig gesehen sollen 
auf diese Weise institutionalisierte politische 
Kontakte vorbereitet und auf dem Wege ihrer 
Anbindung an sachliche Probleme substanti-
iert werden. In dieser ersten Phase wird vom 
Europarat noch keine Entscheidung zur Auf-
hebung des Rollenkonflikts vorausgesetzt, 
während die erwähnte Zurückhaltung auf öst-
licher Seite dadurch überwunden werden 
könnte, daß das Angebot zur technischen 
Kooperation als erste Stufe eines längeren 
Prozesses erscheint, der jedoch keinen „point 
of no return" enthält und somit die souveräne 
Entscheidungsgewalt der beteiligten Staaten 
nicht einschränkt.

b) Konferenzen des Europarats über gesamt-
europäische Probleme. Es handelt sich hier-
bei um die Fortsetzung und Intensivierung ei-
ner bereits mehrere Jahre geübten Praxis. Ne-
ben den Fragen des Umweltschutzes, der De-
mographie, kultureller Angelegenheiten, der 
Rohstoffversorgung und der Energiegewin-
nung könnten je nach Bedarf neu auftauchen-
de Probleme aus allen Bereichen der staatli-
chen Daseinsvorsorge behandelt werden. Der 
Europarat, der diese Konferenzen, Symposien, 
Roundtables etc. organisiert und für eine ge-
wisse Kontinuität dieser Veranstaltungen 
sorgt, wird zu einem Umschlagplatz für Ideen 
und Informationen, deren sich die jeweils 
verantwortlichen Entscheidungsträger bedie-
nen können; er wird zu einem Ort für den 
wissenschaftlichen Gedankenaustausch und 
für informelle politische Kontakte und Ge-
spräche zwischen Ost und West. Neben grö-
ßere Konferenzen sollte eine ganze Reihe 
weiterer Veranstaltungen treten wie etwa Ta-
gungen wissenschaftlicher Disziplinen und 
Jugendtreffen. Generell sollten diese Veran-
staltungen für alle europäischen Staaten und 
internationalen Organisationen offen stehen, 
was nicht bedeutet, daß ihr Zustandekommen 
davon abhängt, daß alle auch wirklich teil-
nehmen. Aus politischen Gründen werden im-
mer wieder einige Regierungen auf ihre Mit-
wirkung verzichten. Das wird um so seltener 
der Fall sein, wenn diese Konferenzen attrak-
tiv sind und einen echten Gewinn verspre-
chen.

c) Beobachter auf ad hoc-Basis in der Bera-
tenden Versammlung, wenn über Themen vor-
wiegend technischer Natur von gesamteuro-
päischer Relevanz debattiert wird. In dieser 
dritten Phase würde die Versammlung an alle43) Vgl. Weber, Der Europarat, a. a. O., S. 330 ff.



interessierten Regierungen und Parlamente 
Einladungen ergehen lassen, z. B. an Debat-
ten über Umweltschutzfragen, das Gastar-
beiterproblem, die Rohstoffversorgung als Be-
obachter teilzunehmen. Daraus erwächst für 
beide Seiten keinerlei Verpflichtung, es eröff-
net sich jedoch die Chance, Vorurteile und 
Informationslücken abzubauen. Zugleich 
könnte damit deutlich gemacht werden, daß 
diese Staaten eine Art europäischer Identität 
zumindest in ihren gemeinsamen Problemen 
aufweisen.

d) Repräsentanten von Nichtmitgliedstaaten 
sprechen vor der Beratenden Versammlung zu 
einzelnen umgrenzten Fragen von gesamteu-
ropäischem Interesse. Ein solcher Meinungs-
und Informationsaustausch zwischen einem 
Repräsentanten des RGW, Regierungsvertre-
tem oder Parlamentariern und den Mitglie-
dern der Versammlung könnte einen perma-
nenten Dialog eröffnen, der sicherlich auch 
Kontroversen provoziert, aber vor allem der 
Willensbildung auf beiden Seiten dienen 
könnte. Das Risiko, daß daraus unerfreuliche 
Propagandaveranstaltungen werden, ist ge-
ring, da beide Seiten daran interessiert sein 
dürften, die Chance für weitere derartige Dis-
kussionen offenzuhalten. Es sollte der Ver-
sammlung um so leichter fallen, solche Einla-
dungen auszusprechen, als sie in der Vergan-
genheit bereits des öfteren auch Vertreter 
außereuropäischer Länder, die nicht zu den 
Demokratien nach westeuropäisch-liberalem 
Vorbild gehören, empfangen hat. Das Interesse 
der östlichen und anderen Nichtmitgliedstaa-
ten, vor diesem Forum die eigenen Stand-
punkte zu einzelnen wichtigen Fragen zu er-
läutern, hängt von ihren positiven Erfahrungen 
ab, die sie im Bereich der technischen Koope-
ration im Europarat gemacht haben.

e) Ständige Beobachter in der Versammlung 
und in ihren Ausschüssen. In dieser Phase 
wird endgültig der Schritt von der techni-
schen Zusammenarbeit im zwischenstaatli-
chen Bereich zur Institutionalisierung parla-
mentarisch-politischer Beziehungen gewagt. 
Den ständigen Beobachtern kann auf Antrag 
von der Mehrheit der Parlamentarier das Re-
derecht gewährt werden.

f) Assoziierte Mitgliedschait. Es wäre der 
Status einer Mitgliedschaft auf Probe, den der 
Europarat interessierten Staaten zuerkennt. 
Seine Ausweitung zu einer gesamteuropäi-
schen Organisation ist damit de facto vollzo-
gen.

g) Vollmitgliedschait für alle interessierten 
europäischen Länder. Der Europarat ist nun-
mehr ein integrierter Bestandteil einer gere-
gelten, auf Dauer angelegten gesamteuropäi-
schen Kooperation.

Das Stufenmodell zeichnet sich vor allem 
dadurch aus, daß seinen einzelnen Entwick-
lungsphasen keine Zwangsläufigkeit inne-
wohnt. So hat etwa die dritte Phase keines-
wegs zwingend die nächste Etappe zur Folge; 
sie behält ihren eigenen Wert auch dann, 
wenn der nächste Schritt unterbleibt. Damit 
ist die Offenheit für die weitere politische 
Entwicklung gewährleistet. Als langfristige 
Zielprojektion ist dieses Kooperationskonzept 
aber vielleicht in der Lage, auftauchende 
Schwierigkeiten zu überbrücken. Natürlich 
erfordert dieser Stufenplan, soll er vollstän-
dig verwirklicht werden, eine völlige Revi-
sion der Satzung des Statuts. Formaljuristisch 
ist die Zuerkennung des Beobachterstatus' 
auch ohne Satzungsänderung möglich (Arti-
kel 53 GO der Beratenden Versammlung), 
während für assoziierte und Vollmitglieder 
besondere Voraussetzungen gelten (Artikel 3 
des Statuts). Folglich setzt das Modell in sei-
ner letzten Konsequenz die Entideologisie-
rung der Organisation voraus, die dann mehr 
dem Bild der UNO in regionalem Maßstab als 
ihrer heutigen Konzeption gliche. Es ist nicht 
nötig darüber zu spekulieren, ob die Entwick-
lung schließlich in diese Richtung verläuft. 
Wichtig ist dagegen, daß mit diesem Stufen-
plan eine ganze Reihe von Zwischenlösungen 
angesteuert werden kann, die sich sinnvoll in 
die gesamteuropäischen Kooperationsbestre-
bungen einfügen. Es geht zunächst ganz prag-
matisch darum, sein Instrumentarium mög-
lichst flexibel einzusetzen und die verschiede-
nen Kooperationsebenen auszubauen, um die 
grobe Alternative zwischen der Mitglied-
schaft und der Nichtmitgliedschaft zu diffe-
renzieren. Es wäre politisch unklug und si-
cher nicht im Sinne der Förderung gesamteu-
ropäischer Kooperationsstendenzen, wollten 
die Mitglieder des Europarats alle weiteren 
Entscheidungen, die den Einsatz der Organi-
sation betreffen, von der Fortentwicklung der 
KSZE abhängig machen oder gar auf deren 
Umwandlung in eine neue gesamteuropäische 
Großorganisation vertrauen. Die Unwägbar-
keiten dieser Konferenz liegen allzu sehr auf 
der Hand, als daß der Europarat in Erwartung 
ihrer Ergebnisse sich in Zurückhaltung üben 
dürfte. Es könnte nämlich einer in ferner Zu-
kunft liegenden übergreifenden gesamteuro-
päischen Kooperationszentrale, der die einzel-



nen subregionalen Organisationen dann zuge-
ordnet werden — Galtung hat ein solches 
Modell diskuti 44ert )  —, zugute kommen, 
wenn bereits einige Kooperationsaufgaben im 
Europarat institutionalisiert sind und vor al-
lem konkrete Erfahrungen für weiterreichen-
de Entscheidungen zur Verfügung stehen.

Die Gefahr, daß es im Europarat wegen dieses 
Stufenplans zu konflikttreibenden, asymmetri-
schen Beziehungen 45 ) zwischen den Mitglie-
dern und den anderen kooperationsbereiten 
Staaten kommen könnte, ist denkbar gering. 
Was die geregelte Kooperation der ersten 
Stufe angeht, so haben weder die zahlenmäßi-
ge Ausgewogenheit zwischen östlichen und 
westlichen Staaten noch die Frage der politi-
schen Homogenität allzu großes Gewicht: In 
der Praxis wird immer nur ein Teil der Mit-
glieder an den verschiedenen Kooperations-
vorhaben mitwirken, so daß im Prinzip je-
weils nur die Experten der interessierten 
Staaten Zusammentreffen, die eine Konven-
tion nur dann zustande bringen, wenn die In-
teressen der beteiligten Staaten gleichmäßig 
berücksichtigt sind. Majorisierungsprobleme 
tauchen nicht auf. Sobald die Stufen einer zu-
sätzlichen politischen Kooperation erreicht 
sind, könnte durch eine entsprechende Stim-
menverteilung für eine Korrektur des unglei-
chen Zahlenverhältnisses gesorgt werden. Ge-
nerell muß der Europarat offen sein für spe-
zielle Kooperationsanliegen der potentiellen 
Partner, und dies muß dann auch in seinem 
Arbeitsprogramm zum Ausdruck kommen. 
Auf diese Weise ist es möglich, Kosten und 
Gewinn für beide Seiten gleichzuhalten.

4. Tätigkeitsbereiche

Vor dem Hintergrund des flexiblen Stufenmo-
dells lassen sich drei Funktionsbereiche für 
die Straßburger Organisation unterscheiden, 
wobei zu beachten ist, daß die optimale Erfül-
lung dieser Aufgaben von der Entwicklung 
der Kooperationsintensität abhängt. Wir un-
terscheiden eine

— Dienstleistungsfunktion

— Planungsfunktion
— Kommunikationsfunktion

44) Johan Galtung, Europa — bipolar, bizentrisch 
oder kooperativ?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 41/1972, S. 16 ff.
45) Galtung, A Theory, a. a. O., (Anm. 16), S. 29.

a) Dienstleistungsfunktion

Eine ausführliche Erörterung dieses Punktes 
erübrigt sich, weil die bereits angeführten Ar-
gumente auch für dieses Interaktionsfeld gül-
tig sind. Ein breites Spektrum gemeinsamer 
Harmonierungsvorhaben, von sekundärer Be-
deutung zwar, aber auf die Vielfalt der Da-
seinsvorsorgeaufgaben und Bedürfnisse der 
daran beteiligten Staaten zugeschritten — 
z. B. die Förderung des Jugendaustauschs 
(Gesamteuropäisches Jugendwerk), die Ver-
einheitlichung des Patentrechts, die Verbesse-
rung des wissenschaftlichen Informationsaus-
tauschs —, sollte von einem oder zwei zen-
tralen Kompetenzbereichen umgeben sein, die 
dem Europarat sein charakteristisches Profil 
als Dienstleistungsagentur verleihen. Als ein 
Beispiel wurde bereits auf den Bereich des 
Umweltschutzes hingewiesen. Eine nicht min-
der wichtige und permanente Aufgabe ist die 
Koordinierung aller gesamteuropäisch orien-
tierten Projekte, die in den zahlreichen ande-
ren zwischenstaatlichen Organisationen ge-
plant und verwirklicht werden. Der Europarat 
könnte sich zu einem Informationszentrum 
entwickeln, dessen parlamentarisches Organ 
darüber hinaus die Chance böte, technokrati-
sche Vorhaben auf ihre politischen Implika-
tionen zu überprüfen. Im Sinne einer Koordi-
nierungestelle könnte der Europarat auch auf 
dem Gebiet des kulturellen Austauschs zwi-
schen ost- und westeuropäischen Staaten wir-
ken und z. B. eine Kommission für gesamteu-
ropäische kulturelle Angelegenheiten ins Le-
ben rufen. Entscheidend ist, daß er sein 
Dienstleistungsangebot mit deutlichen Akzen-
ten versieht und attraktiv gestaltet. Die im 
Stufenmodell angelegte schrittweise Auswei-
tung dieser Funktion auf die verschiedenen 
Kooperationsebenen kann als ein solcher An-
reiz wirken.

b) Planungsfunktion

Die Dienstleistungsfunktion des Europarats 
zielt auf die Verwirklichung konkreter, sich 
aus den unmittelbaren sachlichen Notwendig-
keiten zwischenstaatlicher Austauschprozesse 
ergebender Aufgaben. Seine Planungsfunktion 
dagegen bezieht sich auf eine andere Dimen-
sion gesamteuropäischer Aktivitäten. Es han-
delt sich um die allgemeine Aufgabe, Berei-
che ausfindig zu machen, die in gesamteuro-
päischer Kooperation sinnvoller und effekti-
ver bearbeitet werden können, als dies im na-
tionalen oder auch regionalen Rahmen möglich 
ist. Das Gebiet der Entwigklungshilfe bietet 



sich an. Die Planung gemeinsamer Entwick-
lungshilfeprojekte, die Rationalisierung der 
eingesetzten Mittel, die Koordinierung von 
Maßnahmen, die gegenseitige Information 
sind nur einige von einer ganzen Fülle von 
Aufgaben, die zunächst einmal theoretisch 
durchdacht werden müssen und für die es all-
gemeine Kriterien und Maßstäbe unter Zuhil-
fenahme der bereits vorhandenen Erfahrun-
gen zu diskutieren gilt.

Der Europarat sollte als „Anreger" für solche 
und ähnliche Projekte wirken, der anderen 
zwischenstaatlichen Organisationen, interes-
sierten Regierungen und Wissenschaftlern 
eine Plattform zur Diskussion und konkreten 
Kooperation bietet. Seine planerisch-prospek-
tive Aufgabe bezieht sich zum zweiten dar-
auf, neue Formen der Kooperation zu ersin-
nen. Galtung hat in anderem Zusammenhang 
von der Notwendigkeit gesprochen, in das 
Netz gesamteuropäischer Institutionen eine 
Kommission für die Zukunft Europas einzufü-
gen, die als Forum für eine öffentliche Dis-
kussion solcher Fragen dienen sollte46 ). Dar-
auf zu warten, bis sich die Regierungen in 
Ost und West zu einem solchen Schritt ver-
ständigen können und entsprechende institu-
tioneile Vorkehrungen getroffen haben, hieße 
jedoch, wertvolle Zeit zu vergeuden. Hier 
sollte der Europarat die Initiative ergreifen 
und Vorschläge machen. Diese Aufgabe kann 
bereits in der ersten Phase von einem kleinen 
Expertenkreis angepackt und dann je nach 
Bedarf weitergeführt und auf allen weiteren 
Ebenen der Organisation intensiviert werden. 
In einem Verbund von schrittweise aufeinan-
derfolgenden Maßnahmen — Expertengesprä-
che, Konferenzen, Forschungsaufträge, parla-
mentarische Diskussion unter Beteiligung von 
Beobachtern etc. — wird dann das ganze Ar-
senal der Kooperationsmöglichkeiten der Or-
ganisation in den Dienst dieser Aufgabe ge-
stellt. In dieser Funktion darf sich der Euro-
parat nicht darauf beschränken, allgemeinge-
haltene Wünsche zu artikulieren, sondern 
muß konkrete Vorschläge und Handlungsan-
weisungen formulieren und sie in ihrer Ko-
sten-Nutzen-Relation darstellen.

46) Galtung, Europa, a. a. O., S. 24 f.

c) Kommunikationsiunktion

„Wenn die Politik intersystemarer Zusam-
menarbeit in Zukunft den Frieden in unserer 
Welt festigen soll, muß auf allen Seiten die 

Bereitschaft gefördert werden, das eigene Bild 
vom Nachbarn nur als Teil der Wirklichkeit 
zu begreifen und durch einen dauerhaften In-
formationsprozeß, begleitet von korrigieren-
der

47

 Rückkoppelung, Verfälschungen und Ver-
zerrungen, auf ein .politisch vertretbares Aus-
maß zu reduzieren. Vor allem kommt es dabei 
darauf an, sich endlich von der .Herrschaft 
der Schlagworte' zu befreien." )  Um diesem 
wohlbegründeten Postulat gerecht zu werden, 
muß die technische Kooperation von einem 
politischen Dialog begleitet sein.

Die Kommunikationsfunktion des Europarats 
hat mehrere Aspekte. Zum einen ist damit die 
Aufgabe gemeint, als ein Forum den allgemei-
nen politischen Dialog zwischen Ost und 
West in Europa zu fördern — zwischen Politi-
kern, aber auch zwischen Intellektuellen, Pu-
blizisten, Wissenschaftlern, je nachdem, wel-
che der verschiedenen Ebenen in der Organi-
sation gewählt werden. Dieser institutionali-
sierte politische Dialog zielt nicht auf konkre-
te Entscheidungen, sondern es geht um die 
Gegenüberstellung und Diskussion kontrover-
ser Positionen. Die Themenauswahl sollte al-
lerdings, nicht zufällig sein, sondern gezielt 
die gemeinsamen Probleme der Bevölkerung 
in Europa ins Bewußtsein heben. Ferner soll-
ten auch die in den verschiedenen politischen 
Systemen angewandten unterschiedlichen 
Problemlösungsstrategien zur Debatte gestellt 
werden, um die Chance zu erhöhen, in Einzel-
fragen voneinander zu lernen. Auch die un-
überbrückbaren ideologischen Gegensätze 
sollten beim Namen genannt werden, und 
zwar nicht in der Absicht, sich gegenseitig zu 
missionieren, sondern um sich besser zu in-
formieren. Die Skala der Themen ist breit und 
reicht von den Vor- und Nachteilen einzelner 
Bildungssysteme bis zur Konvergenztheorie, 
von der Freizügigkeit in Europa bis zu den 
verschiedenen Konzepten einer europäischen 
Friedensordnung.

Zum einen ermöglicht der Europarat Kommu-
nikation, zum anderen, und dies ist ein zweiter 
Gesichtspunkt, soll er Vorschläge erarbeiten, 
wie die innereuropäische Kommunikation ver-
bessert werden kann. Weiterhin handelt es sich 
darum, die bilateralen Abkommen und Maß-
nahmen zur innereuropäischen Kooperation 
zu registrieren und alle interessierten Staaten, 
Gruppen und Organisationen über ihre ver-

47) Jacobsen, a. a. O., S. 6.



schiedenen Formen, über ihre Schwierigkei-
ten und Resultate zu informieren mit dem 
Ziel, ein Informationszentrum für gesamteuro-
päische Kooperationsvorhaben zu schaffen. 
Schließlich bezieht sich seine Kommunika-

tionsfunktion auf das Verhältnis Europas zur 
übrigen Welt. Der Europarat könnte z. B. den 
Ländern der Dritten Welt als eine Tribüne 
dienen, auf der sie ihre spezifischen Probleme 
für die europäische Öffentlichkeit artikulieren.

Ob der Europarat zu einer musealen Institu-
tion wird, zu einem Denkmal seiner selbst 
oder bestenfalls zu einer Erinnerungsstätte an 
unerfüllt gebliebene europäische Wunsch-
träume, oder ob er im Gegenteil in einem be-
grenzten, aber konkreten Rahmen die westeu-
ropäische Integration und die gesamteuropäi-
sche Kooperation fördern wird, hängt ganz 
wesentlich davon ab, inwieweit die einzelnen 
Funktionsbereiche mit Leben erfüllt werden. 
Die Entscheidung darüber liegt bei seinen 
Mitgliedstaaten. Die hier entwickelten Per-
spektiven weisen den Europarat als einen 
funktionalen Bestandteil des europäischen po-
litischen Systems aus. Sie bauen auf der Prä-

Schlußbemerkung

misse auf, daß er positiv und aktiv auf die Ver-
änderungen seines politischen Umfeldes zu 
reagieren beabsichtigt und über eine zurei-
chende Anpassungsfähigkeit verfügt, um seine 
Rolle den veränderten Bedingungen gemäß 
neu zu definieren. Wir sehen im Europarat 
keine Organisation auf der Suche nach neuen 
Aufgaben, sondern eine Organisation, die die 
Skala ihrer spezifischen Handlungsmöglichkei-
ten deutlicher akzentuieren und im Bewußt-
sein der Öffentlichkeit verankern muß. Die 
Zukunft des Europarats wird davon geprägt 
sein, ob er sich an den Notwendigkeiten der 
achtziger Jahre oder an den Erwartungen der 
Vergangenheit orientiert.



Claus Schöndube: Europa — Ende einer Hoffnung? Von der Krise der Europäischen 
Gemeinschaft zur Krise der Staaten

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/74, S. 3—13

Die Krise der Europäischen Gemeinschaft, die mit Frankreichs Politik des leeren Stuhles 
1965/66 begann, scheint heute ihren Höhepunkt erreicht zu haben. In einer veränderten 
weltpolitischen Situation (Verringerung der Ost-West-Spannung, weltweite Inflation, 
Erdöl-, Energie- und Rohstoffkrise), die eine solidarische Haltung der Gemeinschaftslän-
der dringend gebieten würde, zeigt sich der Rat der EG immer weniger in der Lage, 
eine gemeinsame Politik zu beschließen. Der Versuch, durch Gipfeltreffen der Staats-
und Regierungschefs den Entscheidungsmechanismus wieder in Gang zu bringen, muß 
nach drei Konferenzen ebenfalls als gescheitert angesehen werden.
Zu der Krise der Europäischen Gemeinschaft gesellt sich heute, 25 Jahre nach der 
Gründung des Europarates, eine Krise der Mitgliedstaaten, die immer „unregierbarer" 
werden. Diese Entwicklung — die seit mehr als 150 Jahren vorausgesagt ist — ist aber 
nach Ansicht des Autors weniger eine Krise des demokratischen Prinzips oder der Ge-
sellschaft, sondern eine Krise des europäischen Nationalstaates, der heute für die großen 
Aufgaben angesichts der zunehmenden transnationalen Interdependenz zu klein gewor-
den ist.
Im Blick auf diese Entwicklung untersucht der Autor die Konstruktion der Euro-
päischen Gemeinschaft und kommt zu dem Schluß, daß der Rat mit seiner Praxis der 
unbedingten Einstimmigkeit bei wichtigen Fragen nicht zu Entscheidungen kommen 
kann, da die ausschließlich nationale Betrachtung der gemeinsamen Probleme die euro-
päische Konsensusbildung verfälscht und verhindert. Außerdem fehlen der Gemein-
schaft wichtige Zuständigkeiten in nicht wirtschaftlichen Fragen, ohne die aber eine 
europäische Gesamtpolitik nicht betrieben werden kann. In dieser Situation plädiert der 
Autor für die sofortige Föderierung Europas durch Ausarbeitung einer bundesstaatlichen 
Verfassung durch das Europäische Parlament, denn der fehlende europäische Konsensus 
in der EG könne nur durch die Durchsetzung des demokratischen Prinzips und die 
effektive Beteiligung aller lebendigen politischen Kräfte herbeigeführt werden. Das 
Beharren auf dem Prinzip der nationalen Souveränität führe nur zu einer weiteren Aus-
höhlung der Demokratie und verstelle Europa den Weg, um an den großen Aufgaben in 
der Welt gleichberechtigt mitzuwirken.

Jürgen Weber: Perspektiven für den Europarat

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/74, S. 15—37

Seit nunmehr 25 Jahren versucht der Europarat in Straßburg, im Rahmen seiner Befug-
nisse die Idee der europäischen Einheit mit Leben zu erfüllen und die Zusammenarbeit 
mit 17 Mitgliedstaaten zu intensivieren. •
Der Aufsatz beschäftigt sich mit der Frage, welche politische Rolle der Europarat in 
Zukunft für die weitere Entwicklung der westeuropäischen Integration und zur Förde-
rung der gesamteuropäischen Kooperationsbestrebungen zu spielen vermag und welche 
konkreten Aufgaben von der Organisation erfüllt werden können. Den Überlegungen 
liegt die Annahme zugrunde, daß der Prozeß der westeuropäischen Integration auf zahl-
reichen Wegen erfolgen muß, um gegen periodisch wiederkehrende Rückschläge gewapp-
net zu sein, daß die intersystemare Kooperation in Europa durch zumindest sektorale 
Institutionalisierung abgestützt werden muß, um friedenssichernde Wirkungen hervor-
zubringen, und daß der Europarat für beide Ziele einen sinnvollen Beitrag zu leisten 
vermag.
Seine spezifischen Handlungsmöglichkeiten werden anhand von sechs Funktionen 
bestimmt. Im Interaktionsfeld der angestrebten Europäischen Union sind dies seine 
Brückenfunktion zwischen den EG-Staaten und seinen übrigen Mitgliedstaaten, seine 
Forumsfunktion für die Diskussion aktueller gesellschaftspolitischer, europapolitischer 
und weltpolitischer Probleme und seine Dienstleistungsfunktion zur Förderung der 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in konkreten Bereichen der Daseinsvorsorge. Im 
Interaktionsfeld der gesamteuropäischen Kooperation lassen sich seine Dienstleistungs-
funktion, seine Planungsfunktion für die Entwicklung neuer Bereiche und Formen der 
intersystemaren Kooperation und seine Kommunikationsfunktion zur Verbesserung des 
politischen Dialogs unterscheiden.
Auf der Grundlage einer Analyse der bisherigen Ostpolitik des Europarats und der 
speziellen Schwierigkeiten, die seine zukünftige Rolle auf dem Feld der innereuro-
päischen Beziehungen bestimmen, wird ein Stufenplan skizziert, der darauf abzielt, ein-
zelne Phasen eines denkbaren breiteren Aktionsfeldes der Organisation zu beschreiben.
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